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Die Notwendigkeit einer 
radikalen Korrektur der 
deutschen Wirtschaftspolitik
(�) Deutschland ist derzeit die Lokomotive 
der Europäischen Union, die heute eine der 
Hauptstützen der Weltwirtschaft ist. In der 
Tat profitiert letztere momentan von einer 
Situation, in der zum ersten Mal seit Jahren 
die Hauptkomponenten der Weltwirtschaft 
alle gleichzeitig, wenn auch mit unter-
schiedlichen Geschwindigkeiten, wachsen. 
Dazu gehören auch die USA und Japan, 
die sich insbesondere von einer langen 
Phase ohne Wachstum erholen. Russland 
und Brasilien haben endlich eine Phase der 
schweren Rezession hinter sich gelassen. In 
China gelingt es, das Wachstum bei rund 

7% zu halten. Ausschlaggebend hierfür 
war die Politik der hohen Geldmenge und 
der billigen Kredite der Zentralbanken in 
Washington, Frankfurt und Tokio.

Die hohe Konkurrenzfähigkeit der deut-
schen Wirtschaft, die wir in unserem 
letzten Bericht zur Lage in Deutschland 
beschrieben haben, ist weiterhin vorhan-
den. Deutschland bleibt der weltweit füh-
rende Hersteller von Produktionsmitteln. 
Deutsche Maschinen sind nicht nur von 
hoher Qualität, viele hochspezialisierte 
Maschinenbauprodukte werden nur von 
deutschen Firmen hergestellt. Der Grad 
weltweiter Vernetzung deutscher Familien-
unternehmen ist einzigartig. Noch mehr als 
die großen Unternehmen wie Siemens oder 
Bosch sind diese „versteckten Meister“ das 

Rückgrat der deutschen Wirtschaft. (�) 
Dank dieser Stärke ist es Deutschland 

gelungen, den Angriffen in den Vereinig-
ten Staaten gegen so wichtige Stützen sei-
ner Wirtschaft wie die Deutsche Bank und 
Volkswagen (gegen die enorme Geldbu-
ßen verhängt wurden) oder den deutschen 
Energiesektor (insbesondere wegen der 
Zusammenarbeit mit Russland) zu wider-
stehen. Unser vorheriger Bericht sprach in 
diesem Zusammenhang von einem „Wirt-
schaftskrieg“ (im Sinne des preußischen 
Militärtheoretikers von Clausewitz: der 
Versuch, den Willen des Gegners zu bre-
chen). In den Reden während des Wahl-
kampfes in Hannover vor den Parlaments-
wahlen im September 2017 erklärte der 
ehemalige Bundeskanzler Gerhard Schrö-
der freimütig: „Amerika hat einen Wirt-
schaftskrieg gegen uns begonnen.“ „Die 
Art und Weise, wie eine bestimmte Tech-
nologie, die des Dieselmotors, den Löwen 
zum Fraß geworfen wurde, ärgert mich“. 
In Bezug auf die Wirtschaftssanktionen ge-
gen Moskau sagte er auch, dass die „Isola-
tion Russlands nur den Vereinigten Staaten 
dient“. Wir sollten hier hinzufügen, dass 
die amerikanische Dämonisierung des Die-
selkraftstoffs eine Reaktion darauf ist, dass 
er von den europäischen Regierungen über 
viele Jahre hinweg privilegiert wurde: eine 
Art versteckter Protektionismus, da sich 
die europäische Automobilindustrie auf 
diese Technologie spezialisiert hat. Auf 
jeden Fall hat Volkswagen in den ersten 
neun Monaten 2017 trotz der in den USA 
verhängten Bußgelder in Milliardenhöhe 
einen Gewinn von 7,7 Milliarden Euro 
erzielt - ein neuer Unternehmensrekord. 

VW behauptet auch seine Position als das 
Automobilunternehmen mit dem höchsten 
Forschungsbudget. Der Konzern hat auch 
enorme Neuinvestitionen angekündigt: 10 
Milliarden Euro in China und 24 Milliar-
den Euro in Europa (vor allem im ostdeut-
schen Zwickau) für die Produktion von 
Elektroautos. Die Situation der Automo-
bilindustrie ist widersprüchlich. Technolo-
gisch ist Deutschland sowohl bei der Elek-
tromobilität als auch bei den Fahrzeugen 
mit Verbrennungsmotor weit fortgeschrit-
ten. Doch während die Marktposition in 
diesem Bereich sehr stark ist, hinkt sie bei 
der Produktion von E-Autos immer noch 
hinter ihren Hauptkonkurrenten hinterher.

Trotz all dieser Erfolge muss sich 
Deutschland angesichts der Instabilität der 
Weltfinanzsysteme, der Gefahr von Han-
delskriegen und politischer Instabilität für 
die Zukunft rüsten. Nach Angaben des Ins-
titute of International Finance hat sich die 
weltweite Verschuldung in den letzten drei 
Jahrzehnten vervierfacht und erreichte 
232 Billionen Dollar: 318% höher als der 
weltweite BIP (in der Europäischen Union 
104%, in Deutschland 66%). 172 Billionen 
dieser Schulden befinden sich in den alten 
kapitalistischen Ländern, 61 Billionen in 
den „Schwellenländern“. Für die Europä-
ische Union drohen Handelskonflikte so-
wohl mit den Vereinigten Staaten als auch 
mit China. Die EU selbst ist dabei ein akti-
ver Faktor. Zum Beispiel war sie bisher ge-
genüber China protektionistischer als die 
USA. Sie trifft insbesondere Maßnahmen, 
um die Übernahme von High-Tech-Unter-

Im Juli 2017 trafen sich in Hamburg die 
höchsten Repräsentanten der Herrschen-
den aus 20 Staaten. Geschützt von mehr als 
30.000 Polizisten aus vielen Teilnehmer-
ländern, mit einem Kostenaufwand von ca. 
130 Millionen Euro stritten die Vertreter 
der Herrschenden um gemeinsame Schritte 
gegen Terrorismus, äußerten ihre Ableh-
nung der angekündigten protektionisti-
schen Maßnahmen von Trump und dessen 
Ausstieg aus dem Pariser Klimaabkommen. 
Wir wissen, dass seitdem sowohl der inter-
nationale Handelskrieg heftiger entbrannt, 
die Klimafolgen 2018 dramatischer denn je 
geworden sind, und der Kampf gegen den 
Terrorismus durch die imperialistischen 

Rivalen die Gewaltspirale nicht eingedämmt 
hat. Kurzum, die Führer der G20 können die 
Widersprüche und Gegensätze nicht lösen 
und überwinden; sie selbst sind Teil des 
Problems, und um diese Widersprüche und 
Gegensätze zu überwinden, muss das Sys-
tem selbst überwunden werden.

Gegen diese Veranstaltung mit der größ-
ten Polizeimobilisierung brachten Zehn-
tausende ihre Wut und ihre Abscheu zum 
Ausdruck. Überschattet aber wurden diese 
Proteste durch die Brandstiftungen und 
Plünderungen durch eine zahlenmäßig 
kleine Gruppe von Randalierern, welche auf 
die Provokationen des Polizeiapparates, der 
nur nach gewaltsamen Auseinandersetzung 

lechzte, hineinfielen und nach ihren Gewalt-
orgien von der vollen Wucht der staatlichen 
Repression  getroffen wurden, u.a. durch die 
europaweite  intensive Fahndung nach be-
teiligten Gewalttätern.  Durch das Auftreten 
und den medialen Fokus auf den Schwar-
zen Block und andere Randalierer soll der 
Eindruck vermittelt werden, diese Aktionen 
seien die einzig möglichen. Wir öffentlichen 
nachfolgenden einen Artikel unserer Sektion 
in Frankreich, der sich mit diesem Phäno-
men in Frankreich befasst, um zu zeigen, 
dass es sich um ein internationales Phäno-
men handelt, das überall eine Gefahr für die-
jenigen darstellt, die aufrichtig gegen dieses 
System ankämpfen wollen.

Konferenz der Sektionen der IKS in Deutschland, Schweden und der Schweiz

Die nationale Lage Deutschlands
Bericht zur nationalen Lage Deutschlands (Frühjahr 2018)
Nach der jüngsten Krise in der Bundesregierung (zwischen 
der Christlich-Demokratischen Union von Bundeskanzlerin 
Angela Merkel und ihrer „Schwesterpartei“, der bayerischen 
CSU) veröffentlichen wir hier Auszüge aus dem Bericht  über 
die nationale Situation in Deutschland von unserer Konferenz 
im Frühjahr 2018. Wir glauben, dass er eine Analyse und ei-
nen Hintergrund liefert, der zum Verständnis der gegenwär-
tigen politischen Krise im zentralen Land des europäischen 
Kapitalismus beitragen kann. Wir haben auf eine Aktualisie-
rung des Berichts verzichtet. Dies wird die Aufgabe späterer 
Artikel sein.

„Schwarzer Block“

Der Kampf der Arbeiterklasse braucht keine Vermummung
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Ein Ausdruck des Zerfalls
Diese Bewegung ist nicht neu: Der Ursprung 
der schwarzen Blöcke ist Ende der 1980er 
Jahre zu suchen, als die West-Berliner 
Polizei den Ausdruck ‚schwarzer Block‘ 
einführte, um bestimmte linksextreme 
Demonstranten zu bezeichnen, die Kapu-
zen tragen und mit Stöcken bewaffnet 
sind, die ihrerseits von der in den 1960er 
Jahren in Italien geborenen Autonomia-Be-
wegung inspiriert wurden. Ihre spektaku-
lären Aktionen wiederholten sich 1999 
in Seattle gegen die Konferenz der Welt-
handelsorganisation (WTO)  im Juli 2001 
in Genua, in friedlichen Märschen der 
G8-Gegner  in Straßburg, im Jahr 2009, 
am Rande der Feiern zum 60-jährigen 
Bestehen der NATO; im Oktober 2011 in 
Rom, während der Proteste der Indignados 
gegen die Krise und das Finanzkapital;  im 
Februar 2014 bei den Gegnern des Flugha-
fenbaus Notre-Dame in Frankreich; im Juli 
2017 in Hamburg beim G20; anlässlich der 
Demonstrationen gegen das „Arbeitsge-
setz“ in Frankreich im selben Jahr...

Die schwarze Blockbewegung behauptet, 
sich dem Kapitalismus, den Regierungen, 
den Polizeikräften und der Globalisierung 
entgegenzustellen und lehnt die klassi-
schen politischen Aktivitäten der Linken 
oder extremen Linken ab, wie ihre anar-
chistischen Parolen es ausdrücken: „Marx 
attack“, „Unter dem Pflaster der Strand“! 
(ein Slogan aus der Zeit des Mai 68), „Nie-
der mit dem Hess!“ (Elend, auf Arabisch). 
Sie sagen, „kaputtzuschlagen“ bedeutet, das 
Geld zurückzuerobern, das multinationale 
Konzerne dem Volk stehlen, Versicherungen, 
Privatisierungsagenturen, steinreiche Eigentü-
mer und alle anderen blechen lassen, die den 
Reichtum monopolisieren, und die von ihnen 
geschaffenen Ungleichheiten zu bekämpfen“ 
(Auszug aus einem am 1. Mai verteilten 
Flugblatt).

Die Methoden des Schwarzen Blocks, die 
von winzigen Gruppen angezettelten Zu-
sammenstöße mit der Polizei und das Ka-
puttschlagen bieten in Wirklichkeit keine 
echte Perspektive und keine Alternative 
zur kapitalistischen Gesellschaft. Tatsäch-
lich sind sie ein Teil des Fäulnisprozesses 
des Kapitalismus, in der unmittelbares, 
nihilistisches und zerstörerisches Handeln 

Vorrang vor jeder langfristigen politischen 
Vision hat, die sich auf geschichtliche Er-
fahrungen und die wirklich bewusste In-
angriffnahme und Durchführung eines 
revolutionären Projekts durch die Arbei-
terklasse stützt.

Kaputtzuschlagen, zu zerstören, die Ver-
gangenheit über Bord zu werfen, all dies ist 
das Gegenteil des Kampfes des Proletariats 
für eine andere Welt, die sich im Gegenteil 
bewusst auf die Geschichte und das Beste 
aus der Erfahrung der ganzen Mensch-
heit stützt. Diese Handlungsweisen des 
Schwarzen Blocks, diese „berauschenden“ 
Abenteuer sollen „heroisch und vorbild-
lich“ sein und die kollektiven Formen des 
Kampfes des Proletariats verachten. Diese 
individualistischen, rein durch den Willen 
angetriebenen, durch Ungeduld geprägten 
Revolten sind nur Ausdruck des Gewichts 
der kleinbürgerlichen Gesellschaftsschich-
ten ohne Zukunft. Sie richten sich nicht 
gegen das kapitalistische Weltsystem, son-
dern nur gegen die gröbsten Formen und 
Symbole dieses Systems in Form einer ‚Ab-
rechnung‘, der Rache frustrierter kleiner 
Minderheiten und nicht einer revolutionä-
ren Konfrontation einer Klasse mit der an-
deren. Die Zerstörung einer Bushaltestelle, 
eines Fastfood-Ladens oder der Fenster 
einer Bank hat den Kapitalismus weder fi-
nanziell noch ideologisch geschwächt. Dies 
dient noch weniger dazu, „gestohlenes 
Geld von den multinationalen Konzernen 
zurückzuerobern“: Die Proletarier werden 
nur noch mehr bestraft, um für die sinn-
los zerstörten städtischen Einrichtungen zu 
zahlen! Die schwarzen Blöcke haben daher 
keinerlei positiven Auswirkungen auf den 
Kampf des Proletariats und führen im Ge-
genteil nur zu den schlimmsten Illusionen 
der jungen Arbeitergeneration über die 
Möglichkeit, einen vermeintlich anderen, 
schnelleren und einfacheren Weg als den 
des Klassenkampfes einzuschlagen.

Tatsächlich sind schwarze Blöcke sogar 
ein beliebtes Feld für gezieltes Vorgehen 
von Bullen und dem Staat im allgemeinen 
gegen dieses Milieu. Ihre aufsehenerregen-
den und gewalttätigen Aktionen werden 
von der herrschenden Klasse geschickt 
ausgenutzt, um die polizeilichen Kontrol-
len, Überwachung und Unterdrückung zu 
verstärken. Diese kleinen Gruppen sind 
selbst regelmäßig Opfer der Unterwande-
rung durch Polizeispitzel, die noch mehr 
Menschen in ihren Reihen anstiften, um 

soviel wie möglich zu zerschlagen und die 
Wut in sinnlosen Zusammenstößen verpuf-
fen zu lassen. Warum? Die herrschende 
Klasse ist sich vollkommen bewusst, dass 
diese Art von Aktionen ihr System stärkt, 
indem sie Angst schürt, Unterdrückung le-
gitimiert, vom Kampf abschreckt, der „nur 
dazu dient, kaputtzuschlagen und nicht 
aufzubauen“, zu spalten und noch mehr zu 
verhindern, dass über die Bedürfnisse der 
Einheit des proletarischen Kampfes nach-
gedacht wird. Wenn am Ende einer De-
monstration nicht die kämpferischsten und 
bewusstesten Arbeiter zusammenkommen, 
um beispielsweise über die gerade stattge-
fundene Bewegung, die Sinnlosigkeit der 
von den Gewerkschaften vorgeschlagenen 
Aktionen, den Aufbau von Verbindungen 
und die Fortsetzung von Denkprozessen 
in Diskussionsgruppen und über sinnvolle 
Aktionen zu diskutieren, wenn stattdessen 
Demonstranten vor der prügelnden Polizei 
fliehen, kann sich der Staat nur freuen! 
Zynisch erklärte der französische Innenmi-
nister Collomb, die Demonstranten hätten 
diese auf Gewalt erpichten Elemente „nicht 
kontrollieren“ können, ihnen freien Lauf 
gelassen anstatt sie unter „Kontrolle“ zu 
haben.

So wurden viele Demonstranten dazu 
gedrängt, sich auf die Seite der Gewerk-
schaften und den Ordnungsdienst der Ge-
werkschaft CGT zu stellen. Die Aktion der 
Schwarzen Blöcke trägt darüber hinaus zu 
wachsender politischer Verwirrung bei: 
Früher als Linke, Libertäre, Anarchisten, 
„Globalisierungsgegner“ dargestellt, wer-
den sie heute als Ausdruck der „Links-
radikalen“ eingestuft, ein Ausdruck, der 
mitunter auch zur Bezeichnung der Kom-
munistischen Linken verwendet wird.

Wir wissen, wie sehr dem Staat da-
ran liegt, alles mögliche in einen Topf 
zu schmeißen, um die Repression besser 
vorzubereiten. Dies trifft heute zu für die 
Verstärkung der polizeilichen Maßnahmen 
und der gewerkschaftlichen Überwachung 
der Arbeiter, um sie „vor Gewalt zu schüt-
zen“, vor allem wird dies noch wichtiger 
für die Zukunft, wenn der Klassenkampf 
die Macht der Herrschenden wirklich 
schwächen wird. Die „Radikalität“ der 
schwarzen Blöcke nimmt daher in keiner 
Weise am Prozess der Reifung des prole-
tarischen Bewusstseins für die Revolution 
teil. Es gibt nichts Revolutionäres an de-
ren „Programm“, weder in ihren Aktio-

nen, noch in deren Parolen, noch in deren 
Zielen. Auch wenn es den Neoanarchisten 
nicht gefällt, die glauben, dass „die Verur-
teilung der schwarzen Blöcke bedeutet, die 
Vertreter der Macht zu stützen“ (Dissent, 
15. Juni 2007), sind es die schwarzen Blö-
cke und ihre Anhänger, die in Wirklichkeit 
die Macht des Kapitals eher stützen, als sie 
zu schwächen.

Nur das Proletariat und seine 
Kampfmethoden bieten eine 
Perspektive
Wenn Politologen auf zynische Weise fest-
stellen, dass „der schwarze Block die Stim-
mung prägt  und in der Demonstration eine 
Stimmung des Zusammenhalts schafft“, dass 
sie „den Kapitalismus nicht stürzen werden“ 
und „der Aufstand mag erheiternd sein, aber 
es ist keine Revolution....“, stellen sie eine 
falsche Kontinuität zwischen der Bewe-
gung der Indignados in Spanien, Occupy 
in den Vereinigten Staaten und dem ara-
bischen Frühling mit der blinden Aktion 
der schwarzen Blöcke her. Dies ist echt 
irreführend, denn diese Protestbewegun-
gen wurden durch ständiges Nachdenken 
und Diskussion, durch Solidarität  bei gro-
ßen Versammlungen vorwärtsgetrieben. 
So auch während des Anti-CPE-Kampfes in 
Frankreich im Jahr 2006, als die junge Stu-
dentengeneration die offene Konfrontation 
mit den Bullen ablehnte und sich für die 
Abhaltung von Vollversammlungen, poli-
tische Diskussionen und Konfrontationen 
einsetzte, die Ausweitung der Bewegung 
und den Zusammenschluss zwischen den 
Generationen bei den Demonstrationen 
anstrebte und für alle offen war. All das 
bewegte sich, wenn auch noch zögernd, 
abtastend und konfus in Richtung der his-
torischen Formen des Kampfes des Prole-
tariats gegen den Kapitalismus. Der Sturz 
des Kapitalismus wird durch den Klas-
senkampf verwirklicht werden, indem er 
durch eine aktive Beteiligung der Mehrheit 
der Arbeiter getragen wird, bei dem eine 
Klassengewalt ganz anderer Art als die der 
schwarzen Blöcke angewandt wird: massiv 
und bewusst, einheitlich und organisiert, 
emanzipatorisch. Sie wird ein Teil sein bei 
der Machtergreifung der arbeitenden Mas-
sen für eine weltweite Revolution. 

Stopio, 18. Juni 2018

Der Kampf der Arbeiterklasse braucht keine Vermummung
Fortsetzung von Seite 1 …

Nachdruck aus Revolution In-
ternationale Nr. 2, 1969; hier 
aus Platzgründen leicht ge-
kürzt, die vollständige Fassung 
findet ihr auf unserer Webseite

Die Ereignisse vom Mai 1968 haben eine 
außergewöhnliche Fülle literarischer 
Aktivitäten hervorgebracht. Bücher, Bro-
schüren und Anthologien aller Art sind in 
beeindruckender Anzahl erschienen. Die 
Verleger - immer auf der Suche nach modi-
schen „Spielereien“ - sind übereinander 
gestolpert, um das immense Interesse der 
Massen für alles zu nutzen, was mit die-
sen Ereignissen zu tun hat. Und sie hatten 
keine Schwierigkeiten, zahlreiche Journa-
listen, Fotografen, PR-Experten, Professo-
ren, Intellektuelle, Künstler und Literaten 
zu finden. Wie jeder weiß, wimmelt es in 

diesem Land von ihnen, und sie sind immer 
bereit, ein gutes kommerzielles Thema auf-
zugreifen.

Diese ganze hektische Wieder-
belebung lässt einen kotzen 
wollen
Aber unter der Masse der Kämpfer des Mais 
ist das Interesse, das während des Kampfes 
geweckt wurde, nicht mit den Straßen-
kämpfen zu Ende gegangen. Im Gegenteil, 
es ist stärker denn je geworden. Forschung, 
Konfrontationen, Diskussionen gehen wei-
ter. Die Massen waren nicht nur Zuschauer 
oder einmalige Rebellen. Sie befanden 
sich plötzlich in einem Kampf von histo-
rischer Dimension, und nachdem sie sich 
von ihrem eigenen Erstaunen erholt hat-
ten, konnten sie nicht umhin, nach den 
grundlegenden Wurzeln dieser sozialen 
Explosion zu suchen, die ihre eigene Arbeit 
war, und nach den Perspektiven, die diese 

Explosion sowohl kurzfristig als auch in 
ferner Zukunft eröffnet hat. Die Massen 
versuchen zu verstehen, sich ihrer eigenen 
Aktivität bewusst zu werden.

Deshalb finden wir in der Masse der über 
den Mai geschriebenen Bücher nur selten 
ein Spiegelbild der Unruhe und der Befra-
gung unter den Menschen. Diese finden 
sich eher in kleinen Publikationen, in oft 
kurzlebigen Rezensionen, in den kopierten 
Flugblättern und Schriften von Gruppen 
aller Art oder von regionalen Kampfkomi-
tees und Kampfkomitees der Fabriken, die 
den Mai überlebt haben, in ihren Sitzungen 
und durch Diskussionen, die unweigerlich 
verwirrt sind. Doch trotz dieser Verwir-
rung wird ernsthaft daran gearbeitet, die 
durch den Mai aufgeworfenen Probleme zu 
klären.

Nach einigen Monaten des Schweigens, 
die wahrscheinlich der Ausarbeitung ih-
rer Arbeit gewidmet waren, hat sich die 

Gruppe Situationistische Internationale1 mit 
einem Buch mit dem Titel „Enragés2 et Si-
tuationnistes dans le mouvement des occupa-
tions“ (Wütende und Situationisten in der 
Bewegung der Besetzungen) in diese De-
batte eingeschaltet.

Von einer Gruppe, die tatsächlich aktiv 
am Kampf teilgenommen hat, konnten wir 
zu Recht einen tiefgreifenden Beitrag zur 
Analyse der Bedeutung des Mai erwarten, 

1 Die SI war eine Gruppe, die im Mai 68 vor allem 
in den radikalsten Bereichen des Studentenmilieus 
einen deutlichen Einfluss hatte. Sie fand ihre Quel-
len einerseits in der „lettristischen“ Bewegung, die 
in der Kontinuität der Tradition der Surrealisten 
eine revolutionäre Kunstkritik betreiben wollte, 
und andererseits in der Bewegung der Zeitschrift 
Socialisme ou Barbarie (Sozialismus oder Barba-
rei), die Anfang der 1950er Jahre in Frankreich 
vom ehemaligen griechischen Trotzkisten Casto-
riadis gegründet wurde. (…) Die Zeitschrift der 
SI verschwand kurz nach 1968, und die Gruppe 
endete in einer Reihe von gegenseitigen Aus-
schlüssen.
2 „Enragés“ bedeutet auf Französisch wörtlich 
„die Wütenden“. Das französische Original der 
Broschüre findet sich hier: https://inventin.lautre.
net/livres/Enrages-et-situationnistes.pdf, einige 
Auszüge in Deutsch hier: http://www.geocities.
ws/situ1968/parismai68.html 

... Fortsetzung auf Seite 3

Den Mai 68 verstehen
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... Fortsetzung auf Seite 4

vor allem im Nachhinein. Wir hatten das 
Recht, Forderungen an dieses Buch zu stel-
len, aber es hält nicht, was es verspricht. 
Abgesehen von ihrem eigenen speziellen 
Vokabular („Gesellschaft des Spektakels“, 
Konsumismus, „Kritik des täglichen Le-
bens“ usw.) können wir nur bedauern, 
dass die Situationisten der Mode des Tages 
nachgegeben und ihr Buch mit Fotos, Bil-
dern und Comics gefüllt haben.

Man kann von Comics als Mittel der re-
volutionären Propaganda und Agitation 
denken, was man will. Und wir wissen, 
dass die Situationisten eine besondere 
Vorliebe für Comics und Sprechblasen als 
Ausdrucksmittel haben. Sie behaupten so-
gar, in der Technik des „détournement“ (der 
Zweckentfremdung3) die moderne Waffe 
der subversiven Propaganda entdeckt zu 
haben, und sehen dies als Zeichen ihrer 
Überlegenheit gegenüber anderen Grup-
pen, die sich an die „veralteten“ Methoden 
der „traditionellen“ revolutionären Presse, 
an „langweilige“ Artikel und an kopierte 
Flugblätter gehalten haben.

In der Beobachtung, dass die Artikel in 
der Presse vieler kleiner Gruppen oft repe-
titiv, lang und langweilig sind, liegt sicher-
lich etwas Wahres. Dies sollte jedoch kein 
Argument dafür sein, sich darüber lustig zu 
machen. Der Kapitalismus entdeckt stän-
dig alle möglichen Arten von „kulturellen“ 
Aktivitäten, organisierte Freizeit und vor 
allem Sport für die Jugend. Es geht dabei 
nicht nur um den Inhalt, sondern auch um 
eine sehr bestimmte „Zweckentfremdung“ 
– mit dem Ziel, junge Arbeiter vom Nach-
denken abzuhalten.

Die Arbeiterklasse muss nicht unterhal-
ten werden. Sie muss vor allem verstehen 
und denken. Comics, Witze und Wortspiele 
nützen wenig, vor allem, wenn dies in ei-
ner philosophischen Sprache (voll von 
obskuren, verworrenen und esoterischen 
Begriffen) geschieht, die den „intellektuel-
len Denkern“ vorbehalten ist, während die 
große infantile Masse der Arbeiter mit ein 
paar Bildern und einfachen Schlagworten 
abgespiesen wird.

Wenn man das „Spektakuläre“ überall 
anprangert, muss man darauf achten, nicht 
selbst dem Spektakel zu verfallen. Leider 
ist es genau das, was dieses Buch zum Mai 
tut. Ein weiteres Merkmal dieses Buches ist 
die Tendenz, die Ereignisse Tag für Tag zu 
beschreiben, wo eine Analyse erforderlich 
wäre, die Ereignisse in ihren historischen 
Kontext zu stellen und ihre grundlegende 
Bedeutung hervorzuheben. Darüber hin-
aus werden weniger die Ereignisse selbst 
als vielmehr die Aktionen der Wütenden 
und Situationisten beschrieben, wie wir 
es dem Titel entnehmen können. Die ab-
surde Übertreibung der Rolle, die diese 
oder jene „Persönlichkeit“ unter den Wü-
tenden spielt, das Selbstlob erwecken den 
Eindruck, dass nicht die Situationisten an 
der Besetzungsbewegung teilnahmen, son-
dern dass die Mai-Bewegung nur dazu ge-
dacht war, die großen revolutionären Qua-
litäten der Situationisten und Wütenden 
hervorzuheben. Jeder, der den Mai nicht 
erlebt hat, würde durch dieses Buch eine 
sehr merkwürdige Vorstellung davon be-
kommen. Wenn man ihnen zuhört, könnte 
man meinen, dass die Situationisten von 
Anfang an eine dominierende Rolle in den 
Ereignissen gespielt haben. Das zeugt von 
großer Phantasie und der Illusion, „seine 
Sehnsüchte für die Wirklichkeit zu halten“. 
Tatsächlich war der Anteil der Situationis-
ten an den Ereignissen wahrscheinlich ge-
ringer und sicherlich nicht größer als der 
vieler anderer Gruppen. Anstatt das Ver-
halten, die Ideen und Positionen anderer 
Gruppen zu kritisieren – was interessant 

3 „Détournement“ ist ein Begriff, der den Situati-
onisten teuer ist und der nur schwer ins Deutsche 
übersetzt werden kann (die häufigste Übersetzung 
ist „Zweckentfremdung“, siehe wikipedia). Kurz 
gesagt, es bezog sich auf eine populäre situatio-
nistische Technik, Produkte der kapitalistischen 
Medien (Werbung, Comics, etc.) zu nehmen und 
„gegen sie zu wenden“ („Umwendung“), was sie als 
„Gesellschaft des Spektakels“ bezeichneten.

gewesen wäre, was sie aber nicht tun –, re-
den sie sie einfach klein (…) oder ignorie-
ren sie. Das ist ein ziemlich zweifelhaftes 
Mittel, um die eigene Größe herauszustel-
len, und bringt uns nicht sehr weit.

Das Buch (oder was davon übrig ist, ohne 
die Comics, Fotos, Lieder, Graffiti und an-
dere Reproduktionen) beginnt mit einer 
Beobachtung, die im Allgemeinen korrekt 
ist: Der Mai überraschte fast alle, insbe-
sondere die revolutionären oder vermeint-
lich revolutionären Gruppen. Alle, außer 
natürlich die Situationisten, die „die Mög-
lichkeit und den bevorstehenden Neuanfang 
der Revolution kannten und aufzeigten“. Für 
die situationistische Gruppe war dank „der 
revolutionären Kritik, die der praktischen Be-
wegung ihre eigene Theorie zurückgibt, die sie 
aus sich hergeleitet und zur Kohärenz geführt 
hat, sicherlich nichts besser voraussehbar, 
nichts klarer vorhergesehen als die neue Ära 
des Klassenkampfes ...“.

Es gibt kein Gesetz gegen Überheblich-
keit – sie ist vielmehr eine weit verbrei-
tete Manie innerhalb der revolutionären 
Bewegung, besonders seit dem Triumph 
des „Leninismus“, darin sticht die Strö-
mung der Bordigisten hervor. Wir wer-
den den Situationisten diesen Anspruch 
nicht streitig machen, sondern ihn ein-
fach zur Kenntnis nehmen, indem wir mit 
den Schultern zucken und versuchen her-
auszufinden: Wo und wann und auf wel-
cher Grundlage, aufgrund welcher Daten 
haben die Situationisten die Ereignisse 
vom Mai vorhergesagt? Wenn sie sagen, 
sie hätten „die aktuelle Explosion und ihre 
Folgen seit Jahren sehr genau vorausgesagt“, 
verwechseln sie offensichtlich eine allge-
meine Aussage mit einer genauen Analyse 
des Augenblicks. Seit mehr als 150 Jah-
ren, seit es eine revolutionäre Bewegung 
des Proletariats gibt, gibt es die „Prog-
nose“, dass eines Tages die revolutionäre 
Explosion unvermeidlich sein wird. Für 
eine Gruppe, die behauptet, nicht nur 
eine kohärente Theorie zu haben, sondern 
auch „ihre revolutionäre Kritik in die Praxis 
zurückzubringen“, ist eine solche Vorher-
sage weitgehend unzureichend. Um nicht 
nur ein rhetorischer Satz zu bleiben, muss 
„die Rückkehr der revolutionären Kritik zur 
praktischen Bewegung“ eine Analyse der 
konkreten Situation, ihrer Grenzen und 
ihrer realen Möglichkeiten bedeuten. Die 
Situationisten haben eine solche Analyse 
vor dem Mai nie gemacht, und nach die-
sem Buch zu urteilen, haben sie es danach 
auch nicht mehr getan: Wenn sie von ei-
ner neuen Periode erneuter revolutionärer 
Kämpfe sprechen, beziehen sie sich nir-
gends auf mehr denn auf abstrakte Allge-
meingültigkeiten. Und selbst wenn sie sich 
auf die jüngsten Kämpfe beziehen, tun sie 
nie mehr, als eine empirische Tatsache zu 
beobachten. An sich geht diese Beobach-
tung nie über das Zeugnis der Kontinui-
tät des Klassenkampfes hinaus und sagt 
nichts über seine Richtung aus, noch über 
seine Fähigkeit, sich in eine historische 
Periode revolutionärer Kämpfe, vor allem 
auf internationaler Ebene, zu öffnen, wie 
es eine sozialistische Revolution unbe-
dingt sein muss. Selbst eine so gewaltige 
und wichtige revolutionäre Explosion wie 
die Pariser Kommune eröffnete keine re-
volutionäre Periode in der Geschichte, da 
ihr im Gegenteil eine lange Periode folgte, 
in der sich der Kapitalismus stabilisierte 
und blühte und sich die Arbeiterbewe-
gung dem Reformismus zuwandte.

Wenn wir nicht den Anarchisten fol-
gen wollen, die glauben, dass immer al-
les möglich ist, wenn es nur einen Willen 
dazu gibt, müssen wir verstehen, dass die 
Arbeiterbewegung nicht einer ständig stei-
genden Kurve folgt, sondern dass sie aus 
Perioden des steigenden und fallenden 
Kampfes besteht und in erster Linie durch 
den Entwicklungsgrad des kapitalistischen 
Systems und seine inhärenten Widersprü-
che objektiv bestimmt wird.

Die SI definiert die gegenwärtige Periode 
als „die gegenwärtige Rückkehr der Revolu-
tion“. Worauf basiert diese Definition? Hier 

ist die Erklärung:
1)	„Die von der SI ausgearbeitete und verbrei-

tete kritische Theorie zeigte leicht (....), 
dass das Proletariat nicht abgeschafft wor-
den war“ (wie interessant, dass die SI 
„leicht“ etwas zeigt, was alle Arbeiter 
und Revolutionäre schon immer gewusst 
haben, ohne auf die SI warten zu müs-
sen).

2)	„... der Kapitalismus hat seine Entfrem-
dungen weiter entwickelt“ (wer hätte das 
gedacht?)

3)	„... wo immer dieser Antagonismus existiert 
(als ob dieser Antagonismus nicht im 
gesamten Kapitalismus existierte), bleibt 
die soziale Frage auch nach mehr als einem 
Jahrhundert bestehen“ (da haben wir eine 
Entdeckung!)

4)	„... der Antagonismus existiert auf der 
gesamten Oberfläche des Planeten“ (eine 
weitere Entdeckung!).

5)	„Die SI erklärt die Vertiefung und Konzent-
ration dieser Entfremdungen durch die Ver-
zögerung der Revolution“ (offensichtlich 
…).

6)	„Diese Verzögerung entspringt eindeutig der 
internationalen Niederlage des Proletariats 
seit der russischen Konterrevolution“ (eine 
weitere Wahrheit, die Revolutionäre seit 
mindestens 40 Jahren verkünden).

7)	Darüber hinaus „wusste die SI sehr wohl 
(....), dass die Emanzipation der Arbeiter 
immer und überall auf die bürokratischen 
Organisationen treffen würde“.

8)	Die Situationisten stellen fest, dass die 
ständige Lüge, die für das Überleben die-
ser bürokratischen Maschinen notwen-
dig ist, ein Eckpfeiler der allgemeinen 
Verblendung in der modernen Gesell-
schaft ist.

9)	Schließlich „hatten sie auch die neuen For-
men (?) der Subversion, deren erste Anzei-
chen sich bereits sammelten, erkannt und 
begonnen, mit ihnen zu arbeiten“.

10) Und deshalb „erkannten und bewiesen 
die Situationisten die Möglichkeit und Not-
wendigkeit eines Neubeginns der Revolu-
tion“.
Wir haben diese langen Auszüge nachge-

druckt, um so genau wie möglich und mit 
ihren eigenen Worten zu zeigen, was die 
Situationisten „wussten“.

Wie wir sehen können, kann dieses „Wis-
sen“ auf Allgemeingültigkeiten reduziert 
werden, die seit Jahren Tausenden von 
Revolutionären bekannt sind, und obwohl 
diese Allgemeingültigkeiten ausreichen, 
um das revolutionäre Projekt zu bekräfti-
gen, enthalten sie nichts, was als ein Be-
weis des „bevorstehenden Neubeginns der 
Revolution“ angesehen werden könnte. Die 
„Theorie“ der Situationisten kann somit 
auf ein reines Glaubensbekenntnis redu-
ziert werden, mehr nicht.

Es ist so, dass die Sozialistische Revo-
lution und ihre Notwendigkeit nicht aus 
einigen verbalen „Entdeckungen“ wie der 
Konsumgesellschaft, dem Spektakel, dem 
Alltag abgeleitet werden können, die mit 
neuen Worten die bekannten Vorstellun-
gen von der kapitalistischen Gesellschaft 
der Ausbeutung der arbeitenden Massen 
bezeichnen (…).

Selbst wenn wir vor einem Neuanfang 
der Revolution stehen, wie erklärt die SI, 
dass wir seit dem Sieg der Russischen Re-
volution genau diese Zeitspanne - sagen 
wir, 50 Jahre - warten mussten. Warum 
nicht 30 Jahre oder 70? Man kann nicht 
beides haben: Entweder wird diese Erho-
lung grundsätzlich von objektiven Bedin-
gungen bestimmt, und in diesem Fall muss 
erklärt werden, welche - was die SI nie tut 
- oder sie ist allein das Ergebnis eines sich 
anhäufenden subjektiven Willens, der sich 
eines schönen Tages zeigt, in welchem Fall 
sie nicht vorhergesagt werden konnte, weil 
es keine Kriterien zur Bestimmung ihres 
Reifegrades geben würde.

Unter diesen Bedingungen wäre die Vor-
hersage, auf die die SI so stolz ist, mehr das 
Werk eines Wahrsagers als das Ergebnis je-
der Theorie. Als Trotzki 1936 schrieb: „Die 
Revolution beginnt in Frankreich“, irrte 
er sich sicherlich, aber diese Behauptung 

basierte auf einer insgesamt ernsthafteren 
Analyse als die der SI, da sie sich auf eine 
Wirtschaftskrise bezog, die die ganze Welt 
erschütterte. (…)

Die ganze Aufmerksamkeit der SI ist also 
den offensichtlichsten Äußerungen sozi-
aler Entfremdung gewidmet, und sie ver-
nachlässigt den Blick auf die Quellen, die 
sie speisen. Wir bestehen erneut darauf, 
dass eine solche Kritik, die sich im Wesent-
lichen mit oberflächlichen Äußerungen be-
fasst, egal wie radikal sie auch sein mag, 
sowohl in Theorie als auch in der Praxis 
begrenzt sein muss.

Der Kapitalismus produziert notwendi-
gerweise seine eigenen Entfremdungen, 
und es ist nicht der Ausdruck dieser Ent-
fremdungen, in denen wir nach dem Motor 
seines Untergangs suchen sollten. Solange 
der Kapitalismus an seinen Wurzeln ein le-
bensfähiges Wirtschaftssystem bleibt, kann 
er nicht allein durch Willenskraft zerstört 
werden.

„Eine Gesellschaftsformation geht nie unter, 
bevor alle Produktivkräfte entwickelt sind, für 
die sie weit genug ist“ (Marx, Vorwort zu ei-
ner Kritik der politischen Ökonomie).

Eine radikale kritische Theorie muss die 
Wurzeln der kapitalistischen Gesellschaft 
betrachten, um die Möglichkeit ihres revo-
lutionären Sturzes aufzudecken.

„Auf einer gewissen Stufe ihrer Entwicklung 
geraten die materiellen Produktivkräfte der 
Gesellschaft in Widerspruch mit den vorhan-
denen Produktionsverhältnissen [...] Es tritt 
dann eine Epoche sozialer Revolution ein.“ 
(Marx, idem).

Dieser Widerspruch, von dem Marx 
spricht, drückt sich in wirtschaftlichen Um-
wälzungen wie Krisen, imperialistischen 
Kriegen und sozialen Erschütterungen aus. 
Alle marxistischen Denker haben darauf 
bestanden, dass, um von einer revolutionä-
ren Periode zu sprechen, „es nicht genügt, 
dass die Arbeiter nicht mehr wollen, es ist 
immer noch notwendig, dass die Kapitalisten 
nicht weitermachen können wie bisher“ (Le-
nin). Und hier geht die SI, die behauptet, 
heute praktisch der einzige organisierte 
Ausdruck revolutionärer Praxis zu sein, 
genau in die entgegengesetzte Richtung. In 
den seltenen Fällen, in denen dieses Buch 
seine eigene Abneigung gegen wirtschaft-
liche Fragen überwindet, will es zeigen, 
dass der Neubeginn der Revolution nicht 
nur unabhängig von den wirtschaftlichen 
Grundlagen der Gesellschaft ist, sondern 
in einem wirtschaftlich florierenden Kapi-
talismus stattfindet. „Es war keine Tendenz 
zur Wirtschaftskrise zu beobachten [S. 25] 
... Der revolutionäre Ausbruch kam nicht von 
der Wirtschaftskrise ... was im Mai frontal 
angegriffen wurde, war eine GUT funktionie-
rende kapitalistische Wirtschaft“ (Hervorhe-
bung im Original, S. 209).

Damit soll gezeigt werden, dass die re-
volutionäre Krise und der wirtschaftliche 
Zustand der Gesellschaft zwei verschie-
dene Dinge sind, die sich jeweils auf ihre 
eigene Art und Weise entwickeln können, 
ohne miteinander verwandt zu sein. Die SI 
glaubt, dass die Fakten diese „große Entde-
ckung“ unterstützen, und schreit deshalb 
triumphierend: „Keine Tendenz zur Wirt-
schaftskrise zu beobachten“!!

Überhaupt keine Tendenz? 
Wirklich?
Ende 1967 begann sich die wirtschaftliche 
Lage in Frankreich zu verschlechtern. Die 
Gefahr der Arbeitslosigkeit sorgte immer 
mehr für Besorgnis. Anfang 1968 stieg die 
Zahl der Arbeitslosen auf über 500.000. 
Es war kein lokales Phänomen mehr, son-
dern hatte alle Regionen erreicht. In Paris 
stieg die Zahl der Arbeitslosen langsam 
aber sicher. Die Presse war voll von Arti-
keln über die Angst vor Arbeitslosigkeit 
in verschiedenen Milieus. Kurzarbeit setzt 
sich in vielen Betrieben durch und pro-
voziert Reaktionen bei den Arbeitern. Bei 
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mehreren sporadischen Streiks geht es 
um die Aufrechterhaltung von Beschäfti-
gung und Vollbeschäftigung aus unmit-
telbarem Anlass. Betroffen sind vor allem 
junge Menschen, die es nicht schaffen, 
sich in die Produktion zu integrieren. Die 
Beschäftigungskrise ist umso schlimmer, 
als diese Generation der demographischen 
Explosion, die unmittelbar nach dem Ende 
des Zweiten Weltkriegs einsetzte, in den 
Arbeitsmarkt eintritt. Bei den Arbeitern 
und vor allem bei den Jugendlichen entwi-
ckelt sich ein Gefühl der Unsicherheit von 
morgen. Dieses Gefühl ist umso lebendiger, 
als es den Arbeitern in Frankreich seit dem 
Krieg praktisch unbekannt war.

Mit steigender Arbeitslosigkeit sanken 
auch die Löhne und Lebensbedingungen. 
Natürlich versuchten Regierung und Chefs, 
die Situation so gut wie möglich zu nut-
zen, um den Lebensstandard der Arbeiter 
anzugreifen (z.B. die Verordnungen über 
die soziale Sicherheit).

Mehr und mehr wächst in den Massen 
das Gefühl, dass die Zeit des Wohlstands 
zu Ende ist. Die Gleichgültigkeit der Arbei-
terinnen und Arbeiter, die die Bourgeoisie 
in den letzten 10-15 Jahren so beklagt hat, 
weicht einer tiefen und wachsenden Angst.

Sicherlich ist es schwieriger, diese wach-
sende Angst und Unzufriedenheit unter den 
Arbeitern zu erkennen als spektakuläre Ak-
tionen an einer Universitätsfakultät. Aber 
man kann sie nach der Mai-Explosion nicht 
weiter ignorieren, es sei denn, man glaubt, 
dass 10 Millionen Arbeiter eines schönen 
Tages plötzlich vom Heiligen Geist des 
Anti-Spektakels berührt wurden. Eine sol-
che massive Explosion beruht auf einer 
langen Anhäufung echter Unzufriedenheit 
unter den Massen über ihre wirtschaftliche 
Situation und ihre Arbeitsbedingungen, 
auch wenn ein oberflächlicher Beobach-
ter nichts davon sah. Auch können wir die 
wirtschaftlichen Forderungen des Streiks 
nicht allein auf die „politique canaille“ 
(„Schurken-Politik“) der Gewerkschaften 
und der Stalinisten zurückführen.

Es liegt auf der Hand, dass die Gewerk-
schaften und die KPF (französische „Kom-
munistische Partei“) der Regierung zu 
Hilfe kamen, indem sie die wirtschaftli-
chen Forderungen in den Griff bekamen, 
um den Ausbruch des Streiks auf ein glo-
bales, soziales Terrain zu verhindern. Aber 
wir sprechen hier nicht über die Rolle die-
ser staatlichen Organismen, sie haben ihre 
Arbeit getan, und man kann ihnen kaum 
vorwerfen, dass sie es bis zum Äußersten 
getan haben. Aber die Tatsache, dass sie 
so leicht in der Lage waren, die riesige 
Masse der streikenden Arbeiter auf dem 
rein wirtschaftlichen Terrain zu halten, be-
weist, dass die Hauptanliegen der Massen, 
den Kampf aufzunehmen, die zunehmend 
bedrohliche wirtschaftliche Situation war. 
Während die Aufgabe der Revolutionäre 

darin besteht, die im Kampf der Massen 
enthaltenen radikalen Möglichkeiten auf-
zudecken und aktiv an ihrer Verwirkli-
chung mitzuwirken, ist es vor allem not-
wendig, die unmittelbaren Anliegen, die 
die Massen in den Kampf getrieben haben, 
nicht zu ignorieren.

Trotz des proklamierten Selbstbewusst-
seins der Regierungskreise ist die Wirt-
schaft zunehmend beunruhigt über die 
wirtschaftliche Lage, wie wir zu Beginn des 
Jahres in der Finanzpresse gesehen haben. 
Was sie am meisten beunruhigt, ist nicht 
so sehr die Situation in Frankreich, dessen 
Position immer noch relativ privilegiert 
ist, sondern die Tatsache, dass sich die 
Wirtschaft in einem Kontext der weltwei-
ten Wirtschaftsflaute verlangsamt (…). In 
allen Industrieländern, sowohl in Europa 
als auch in den USA, steigt die Arbeitslo-
sigkeit und die Konjunkturaussichten ver-
schlechtern sich. Trotz einer ganzen Reihe 
von Maßnahmen war Großbritannien Ende 
1967 gezwungen, das Pfund abzuwerten 
und andere Länder in seinen Sog zu zie-
hen. Die Regierung Wilson hat ein außer-
gewöhnliches Sparprogramm angekündigt: 
Reduzierung der öffentlichen Ausgaben, 
einschließlich Rüstung; Abzug der briti-
schen Truppen aus Asien; Lohnstopp; Re-
duzierung des Inlandsverbrauchs und der 
Importe; Unterstützung der Exporte. Am 1. 
Januar 1968 schlug die Regierung Johnson 
(in den USA) Alarm und kündigte harte 
Maßnahmen an, um die Wirtschaft im 
Gleichgewicht zu halten. Im März kam die 
Dollar-Krise. Die Wirtschaftspresse wurde 
von Tag zu Tag pessimistischer und begann 
mehr und mehr vom Gespenst der Krise von 
1929 zu sprechen; viele befürchteten, dass 
die Folgen diesmal noch schlimmer sein 
würden. Überall stiegen die Kreditzinsen, 
die Börsen fielen. In jedem Land gilt: Aus-
gaben und Konsum reduzieren, Exporte um 
jeden Preis steigern und Importe auf das 
absolute Minimum reduzieren. Die gleiche 
Verschlechterung zeigte sich auch im Ost-
block, was die Tendenz von Ländern wie 
der Tschechoslowakei und Rumänien er-
klärt, sich vom sowjetischen Griff zu lösen 
und nach Märkten anderswo zu suchen.

Dies ist der wirtschaftliche Hintergrund 
für die Situation vor Mai.

Natürlich ist dies noch keine offene Wirt-
schaftskrise, erstens, weil wir erst am An-
fang stehen, und zweitens, weil der Staat 
im heutigen Kapitalismus über ein ganzes 
Arsenal an Mitteln verfügt, um die markan-
testen Äußerungen der Krise zu verlangsa-
men und vorübergehend abzuschwächen. 
Dennoch ist es notwendig, die folgenden 
Punkte hervorzuheben:

a)	Nach 20 Jahren seit dem Zweiten Welt-
krieg lebt der Kapitalismus auf der 
Grundlage des Wiederaufbaus einer 
vom Krieg verwüsteten Wirtschaft, der 

schamlosen Plünderung der unterentwi-
ckelten Länder, die durch den Schwindel 
der nationalen Befreiung und der Hilfe 
für den Aufbau unabhängiger Staaten 
bis zu dem Punkt ausgebeutet wurden, 
an dem sie zu verzweifelter Armut und 
Hungersnot reduziert werden, und einer 
wachsenden Rüstungsproduktion: der 
Kriegswirtschaft.

b)	Diese drei Quellen des Wohlstands und 
der Vollbeschäftigung in den letzten 20 
Jahren sind nahezu erschöpft. Der Pro-
duktionsapparat steht vor einem gesät-
tigten Weltmarkt, und die kapitalistische 
Wirtschaft befindet sich in genau der 
gleichen Situation wie 1929, nur schlim-
mer noch.

c)	Es besteht eine engere Wechselbezie-
hung zwischen den Volkswirtschaften 
als 1929, so dass etwaige Schwierigkei-
ten in einer Volkswirtschaft unmittelba-
rere und größere Auswirkungen auf die 
Wirtschaft anderer Länder haben.

d)	Die Krise von 1929 brach nach einer 
Reihe schwerer Niederlagen für das 
internationale Proletariat aus: der Sieg 
der Konterrevolution in Russland voll-
endet mit der Mystifizierung des „Sozia-
lismus in einem Land“ und dem Mythos 
des antifaschistischen Kampfes. Dank 
dieser besonderen historischen Bedin-
gungen konnte sich die Krise von 1929, 
die nicht nur konjunktureller Natur war, 
sondern ein gewaltsamer Ausdruck der 
chronischen Krise des niedergehenden 
Kapitalismus, über Jahre hinweg entwi-
ckeln und schließlich zum Weltkrieg und 
zur allgemeinen Zerstörung führen. Das 
ist heute nicht der Fall.
Der Kapitalismus verfügt über immer 

weniger Themen der Mystifikation, die in 
der Lage sind, die Massen zu mobilisieren 
und zum Schlachten zu bringen. Der russi-
sche Mythos bricht zusammen; die falsche 
Wahl zwischen bürgerlicher Demokratie 
und Totalitarismus wird immer dünner. 
Unter diesen Bedingungen ist die Krise 
sofort erkennbar. Die ersten Symptome 
werden in allen Ländern immer heftigere 
Reaktionen der Massen hervorrufen. Weil 
die Wirtschaftskrise heute nicht ihren vol-
len Lauf nehmen kann, sondern sich so-
fort in eine soziale Krise verwandelt, mag 
sie einigen als unabhängig erscheinen, in 
der Luft schwebend, ohne Bezug zur wirt-
schaftlichen Situation, die dennoch ihre 
Grundlage ist.

Wenn wir diese Realität vollständig er-
fassen wollen, ist es natürlich nicht gut, sie 
naiv zu betrachten. Vor allem ist es sinnlos, 
nach einem engen Verhältnis von Ursache 
und Wirkung zu suchen, das lokal auf be-
stimmte Länder oder bestimmte Indust-
riezweige beschränkt ist. Die Grundlagen 
dieser Realität und die Ursachen, die letzt-
endlich ihre Entwicklung bestimmen, sind 
nur global, auf der Ebene der Weltwirt-

schaft zu finden. So gesehen offenbart die 
Bewegung der Studentenkämpfe in jeder 
Stadt der Welt ihre grundlegende Bedeu-
tung, aber auch ihre Grenzen. Wenn die 
Studentenkämpfe im Mai als Zünder für die 
gewaltige Bewegung der Fabrikbesetzun-
gen dienen konnten, dann deshalb, weil sie 
mit all ihren Besonderheiten nicht mehr als 
die Vorläufer einer sich verschlechternden 
Situation im Kern der Gesellschaft waren: 
in der Produktion und in den Beziehungen 
der Produktion.

Die volle Bedeutung des Mai 68 ist, 
dass es eine der wichtigsten Reaktionen 
der Masse der Arbeiter auf eine sich ver-
schlechternde Weltwirtschaftslage war.

Daher ist es falsch zu sagen, wie der Au-
tor dieses Buches, dass „die revolutionäre 
Umwälzung nicht aus der Wirtschaftskrise 
hervorgegangen ist; im Gegenteil, sie hat dazu 
beigetragen, eine Krisensituation in der Wirt-
schaft zu schaffen“ und dass „diese Wirt-
schaft, sobald sie durch die negativen Kräfte 
ihrer historischen Überwindung gestört wurde, 
weniger gut funktionieren muss“.

Das stellt die Realität auf den Kopf: Wirt-
schaftskrisen sind nicht mehr das unver-
meidliche Produkt der dem kapitalistischen 
System innewohnenden Widersprüche, wie 
Marx uns sagt, sondern es sind die Arbeiter 
und ihr Kampf, die Krisen in einem System 
schaffen, das „gut funktioniert“. Genau das 
sagen uns die Bosse und kapitalistischen 
Apologeten immer wieder. Dies war das 
Thema von De Gaulle im November, als er 
die Krise des Francs auf das Wüten des Mai 
zurückführte.

Dies läuft darauf hinaus, die marxistische 
Wirtschaftstheorie durch die politische 
Ökonomie der Bourgeoisie zu ersetzen. 
Kein Wunder, dass der Autor die immense 
Bewegung, die der Mai ‚68 war, als Werk 
einer kleinen, entschlossenen Minderheit 
erklärt, die er hervorhebt: „Die Agitation, 
die im Januar 1968 von den vier oder fünf 
Revolutionären, die die Gruppe der Wüten-
den bilden sollten, ausgelöst wurde, sollte 
in fünf Monaten zur virtuellen Auflösung 
des Staates führen. Später schreibt er: „Nie-
mals hat eine Agitation, die von so wenigen 
unternommen wurde, in so kurzer Zeit zu sol-
chen Konsequenzen geführt“.

Für die Situationisten stellt sich das Pro-
blem der Revolution in Form von „Füh-
rung“, wenn auch nur durch beispielhafte 
Handlungen. Für uns ist es eine spontane 
Bewegung der Massen des Proletariats, die 
gezwungen ist, sich gegen ein zerfallen-
des Wirtschaftssystem zu erheben, das nur 
noch zunehmendes Elend und Zerstörung 
sowie Ausbeutung bieten kann.

Auf diesem Granitfelsen gründen wir die 
revolutionäre Perspektive der Klasse und 
unsere Überzeugung von ihrer Leistung.

MC

Die Schwächen der IKP in der Frage des Populismus (Polemik in 2 Teilen)

Die Internationale Kommunistische Partei 
(IKP) hat in der 523. Ausgabe ihrer Zeitung 
Le Prolétaire vom Februar/März/April 2017 
einen Artikel veröffentlicht: Populismus 
– ihr sagtet: Populismus? In diesem Artikel 
untersucht sie das Phänomen des Populis-
mus und sein gegenwärtiges Anwachsen. 
Auf der Grundlage dieser Untersuchung 
kritisiert sie die Analyse der IKS zu diesem 
Phänomen. (�)

Aber was ist die Analyse der IKP über den 
Populismus?  Vor allem versichert sie uns, 
dass er kleinbürgerlicher Natur ist. Um dies 
zu untermauern, beruft sie sich auf ein Zi-
tat von Marx aus Der 18. Brumaire des Louis 
Napoleon Bonaparte: ‚Man muss sich nur nicht 
die bornierte Vorstellung machen, als wenn 
das Kleinbürgertum prinzipiell ein egoistisches 
Klasseninteresse durchsetzen wolle. Es glaubt 
vielmehr, dass die besonderen Bedingungen 
seiner Befreiung die allgemeinen Bedingungen 

sind, innerhalb deren allein die moderne Ge-
sellschaft gerettet und der Klassenkampf ver-
mieden werden kann.‘ Diese allgemeine Cha-
rakterisierung des Kleinbürgertums bleibt 
vollkommen gültig, aber welche Beziehung 
hat das Kleinbürgertum zum Milliardär 
Trump, zu den Befürwortern von Brexit? 
Dies scheint uns absolut unklar. Eine solch 
allgemeine Charakterisierung erklärt nichts 
über die gegenwärtige Situation. (�)

Anstatt das Wachstum, die Entwicklung 
und die Dynamik des populistischen Phä-
nomens zu analysieren und zu erklären, 
sagt die IKP hartnäckig, dass es ‚nichts 
Neues unter der Sonne‘ gebe. Sie hat also 
keinen Rahmen für ihre Analyse. Für sie ist 
die Frage nach dem Wachstum des Populis-
mus sozusagen eine Erfindung der Medien, 
ein einfaches Instrument der Propaganda. 
Wie es am Anfang des Artikels heißt, ist 
der Populismus nichts anderes als „eine po-

litische Orientierung, welche die Teilung der 
Gesellschaft in Klassen leugnet“ mit dem al-
leinigen Ziel, „das Proletariat seine Klassen-
orientierung verlieren zu lassen“. Das ist eine 
extrem reduktionistische Sichtweise, die 
darauf hinausläuft, dass die Zunahme der 
Macht des Populismus nur einem Manöver, 
einer Aufstellung und einer Orchestrierung 
aller Teile der Bourgeoisie gegen die Arbei-
terklasse entspreche. (�)

Die Ausbreitung des Populismus grün-
det auf einer konkreten und geschichtlich 
neuen Situation, die es zu analysieren gilt, 
und erfordert eine klare und methodische 
Debatte mittels Polemiken. Um diese De-
batte zu führen, welche innerhalb des pro-
letarischen Milieus unabdingbar ist, gilt es 
zuerst falsche Debatten und Interpretatio-
nen zu erkennen und zu vermeiden. (…)

Die IKP interpretiert das, was wir wirk-
lich über die Idee der ‚Blockade der Bour-

geoisie durch die Arbeiterklasse‘ sagen, 
falsch, ohne sich ernsthaft mit den politi-
schen Inhalten, die wir vertreten, auseinan-
derzusetzen: Die gesamte Gesellschaft steht 
in einer Situation, in der keine der zwei be-
stimmenden Klassen der Gesellschaft ihre 
Perspektive durchsetzen kann. (�)

Es ist wichtig zu erkennen, dass das 
gegenwärtige Anwachsen anti-sozialer 
Verhaltensweisen und die gegenwärtige 
Schwäche der Arbeiterklasse, eine revolu-
tionäre Perspektive zu entwickeln, zentrale 
Aspekte dieser Situation sind. Es zeigt ein 
grundsätzliches Problem auf, welches nicht 
identisch ist mit der Situation unmittelbar 
nach den 1990er Jahren, und noch weniger 
mit der simplen kleinbürgerlichen Natur 
des Populismus des 19. Jahrhunderts. (�)

Den vollständigen Text der Polemik mit 
der IKP findet ihr auf unserer Webseite: 
de.internationalism.org. 
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nehmen durch chinesische, russische oder 
andere Konkurrenten einzuschränken. Was 
die politischen und wirtschaftlichen Kri-
sen anbelangt, so gibt es bereits innerhalb 
der Europäischen Union eine Reihe von 
Krisen, die entweder bereits vollständig 
aufgeflogen sind (Brexit, die Verfassungs-
krise in Spanien) oder drohen (Italien, der 
Konflikt zwischen Brüssel und Warschau, 
bei dem Donald Tusk bereits vor der Ge-
fahr warnt, dass Polen die EU verlässt). Die 
Steuerreform von Trump kann dem deut-
schen Staatshaushalt Milliardeneinnahmen 
entziehen. Siemens, eines der wichtigs-
ten deutschen Unternehmen, hat kürzlich 
angekündigt, dass es aufgrund der neuen 
Steuerregelung in den USA in diesem Jahr 
mit einer Gewinnsteigerung von einer Mil-
liarde Dollar rechnet. Daher ist geplant, 
Teile der Entwicklung und Produktion von 
Deutschland nach Amerika zu verlagern. 
Doch nicht nur von außen drohen Gefah-
ren für die deutsche Wirtschaft. Denn ohne 
eine radikale Änderung der Wirtschaftspo-
litik droht Deutschland mittelfristig seine 
Konkurrenzfähigkeit zu verlieren, was in 
der heutigen Welt in etwa fünf Jahren be-
deutet. So fordert der Verband der mitt-
leren Unternehmen dringend massive In-
vestitionen in Bildung und Qualifizierung, 
eine radikale Reform des Bildungssystems 
(insbesondere weniger „Föderalismus“), 
einen „digitalen Neuanfang“, ein neues 
Zuwanderungsgesetz „nach kanadischem 
Vorbild“ sowie eine „Auszeit“ für Arbeit-
nehmer zur Qualifizierung, Kinderbetreu-
ung oder als Prophylaxe gegen Burn-out 
(die IG Metall hat ähnliche Forderungen). 
Das ist eine widersprüchliche Realität: 
„Boomende Industrie und hohes Beschäf-
tigungsniveau“ in vielen Bereichen, aber 
ein zunehmender Arbeitsdruck für dieje-
nigen, die eher gut bezahlte Arbeitsplätze 
haben und vor allem eine steigende Zahl 
von Working Poor. Das widersprüchliche 
Gesicht der Krise bedeutet also einerseits 
höchste Beschäftigung und andererseits 
verstärkte Verarmung für viele Schlecht-
verdiener. Die Besonderheiten dieser Si-
tuation, die niedrigste Arbeitslosigkeit, ist 
ein Aspekt, der die relative soziale Ruhe 
der letzten Jahre erklärt.

(…)

Deutschland: Anker der euro-
päischen Wirtschaft in stürmi-
schen Zeiten
Einer der Hauptfaktoren, die die deutsche 
Politik heute beeinflussen, ist die verän-
derte Einstellung Frankreichs dazu. Seit-
dem sich der damalige Amtsinhaber im Ely-
see, Francois Mitterrand, unmittelbar nach 
dem Fall der Mauer für den Erhalt der DDR 
ausgesprochen hat („Ich liebe Deutschland 
so sehr, dass ich zwei von ihnen will“), 
ist es für die französischen Staatschefs so 
etwas wie eine Tradition, innerhalb der EU 
(manchmal in Großbritannien, manchmal 
in den Mittelmeerstaaten) und innerhalb 
der Eurozone nach Verbündeten gegen 
Berlin zu suchen. Aus französischer Sicht 
diente die Schaffung einer einheitlichen 
europäischen Währung in erster Linie der 
politischen Kontrolle Deutschlands. Ins-
besondere sollte verhindert werden, dass 
die Bundesbank in Frankfurt über die 
dominante Rolle der Deutschen Mark ihre 
Geldpolitik dem übrigen Europa diktiert. 
Macron bekräftigt jedoch, dass Europa 
ohne die wirtschaftliche Stärke Deutsch-
lands und ohne ein starkes deutsch-fran-
zösisches Bündnis keine Chance hat, sich 
in der heutigen Welt zu behaupten. Zum 
ersten Mal seit dem Zusammenbruch der 
Nachkriegsordnung 1989 hat Frankreich 
eine Art Bündnis mit Deutschland als 
Hauptziel seiner Außenpolitik vorgeschla-
gen. Dieser Politikwechsel ist natürlich 
mit der Machtübernahme von Macron ver-
bunden, aber natürlich hat „Macronisme“ 

selbst tiefere Ursachen. Und eine davon ist 
die Lehre aus der so genannten Euro-Krise, 
die nach der weltweiten „Finanzkrise“ von 
2007/08 folgte. In Wirklichkeit waren das 
nur zwei verschiedene Momente ein und 
derselben Krise. Eine Krise, die in vieler-
lei Hinsicht die tiefste Erschütterung des 
Weltkapitalismus seit der Großen Depres-
sion der 1930er Jahre war. Die Schulden 
des kleinen Griechenlands standen nur 
scheinbar im Mittelpunkt der Euro-Krise. 
Neben den Vereinigten Staaten war Europa 
der Teil der Weltwirtschaft, der am stärks-
ten von der Finanzkrise und der damit ein-
hergehenden brutalen Rezession betroffen 
war. Da die amerikanische Bourgeoisie 
versuchte, die schlimmsten Auswirkungen 
der Krise auf ihre europäischen „Partner“ 
abzulenken, begann die internationale 
Finanzwelt massiv gegen die gemeinsame 
europäische Währung zu spekulieren und 
sogar auf ihre Explosion zu wetten. Der 
Grund für diese Vertrauenskrise in den 
Euro war weniger die wirtschaftliche 
Schwäche Griechenlands oder anderer 
seiner Mitgliedstaaten, sondern vielmehr 
sein Charakter als gemeinsame Währung 
verschiedener Nationalstaaten, die nicht 
durch einen einigen Willen und eine ein-
zige Autorität zusammengehalten wer-
den. Der Wendepunkt dieser Krise wurde 
erst am 26. Juli 2012 mit der berühmten 
Aussage des Chefs der Europäischen Bank 
Mario Draghi erreicht: „Die EZB ist bereit, 
im Rahmen unseres Mandats alles zu tun, 
um den Euro zu erhalten. Und glaubt mir, 
es wird reichen.“ Möglich wurde diese 
Wende jedoch fast ausschließlich durch 
das Vertrauen der Investoren in die deut-
sche Wirtschaft und in die deutsche Wirt-
schaftspolitik. Obwohl die Sparpolitik, die 
die Regierung Merkel-Schäuble Athen dik-
tierte, der griechischen Bevölkerung große 
zusätzliche Schwierigkeiten bereitete (und 
für die herrschende Klasse den sehr will-
kommenen Nebeneffekt hatte, das euro-
päische Proletariat zu spalten, vor allem 
indem sie die deutschen und griechischen 
Arbeiter gegeneinander ausspielte), ging es 
Berlin nicht um die griechische Wirtschaft, 
sondern um die Glaubwürdigkeit des 
Euro. Der künftige französische Präsident 
Macron gehörte als Banker von Beruf selbst 
zu denen, die verstanden haben, wie sehr 
die Volkswirtschaften der Eurozone heute 
von der Glaubwürdigkeit des deutschen 
Staates abhängen, um das Privateigentum 
der Investoren zu schützen. Aufgrund der 
Stärke seiner Wirtschaft und seiner im 
Verhältnis zum BSP vergleichsweise nied-
rigen Verschuldungsrate wird es als in der 
Lage angesehen, seine Schulden zurück-
zuzahlen, wann immer dies erforderlich 
ist. Aufgrund seiner politischen Stabilität, 
seiner Tradition des „sozialen Friedens“ 
und seines Rufs, jede „extremistische“ 
oder „unverantwortliche“ Partei am Regie-
rungsantritt hindern zu können, gilt es als 
die wichtigste Garantie der bürgerlichen 
Ordnung auf dem europäischen Kontinent. 
Der wirtschaftliche und politische „Kredit“ 
(aus dem lateinischen „Credo“: Glaube) 
Deutschlands rettete die Finanz- und Wäh-
rungsarchitektur und damit die Grundlage 
der politischen Stabilität des alten Konti-
nents. Es war Berlin, das diese Rettungsak-
tion mehr oder weniger gegen den Willen 
seiner verschiedenen europäischen „Part-
ner“, darunter Frankreich, und ohne die 
Hilfe der Obama-Regierung in Washing-
ton, die damals selbst mit den Auswirkun-
gen der Wirtschaftskrise in den Vereinig-
ten Staaten zu kämpfen hatte, organisierte. 
Es war Berlin, das dem Rest der Eurozone 
brutal seine Version der Sparpolitik auf-
zwang, die es für notwendig hielt, das 
„Vertrauen der Märkte“ zurückzugewin-
nen. Diese Erfahrung hat einen wichtigen 
Teil der französischen Bourgeoisie dazu 
gebracht, Deutschland in einem neuen 
Licht zu sehen: weniger als Bedrohung und 
mehr als Anker in stürmischen Zeiten. (�)

Macron hat erkannt, dass keine der west-

europäischen Mächte - einschließlich Ita-
lien, Frankreich und sogar Deutschland 
- eine Chance hat, als mehr oder weniger 
„unabhängige“ Kräfte im Weltmaßstab zu 
überleben, wenn sie nicht eng zusammen-
arbeiten. (�) Ohne Deutschland ist Macron 
wie ein Kommandant ohne Armee. Wir 
haben jedoch Grund zu der Annahme, 
dass sich die deutsche Bourgeoisie bereits 
an der Formulierung dieser Politik betei-
ligt hat. Macron selbst hat gesagt, dass er 
seine „Sorbonne-Rede“ an Bundeskanzle-
rin Merkel geschickt hat, um ihre Zustim-
mung einzuholen, bevor er sie gehalten 
hat. Diese Politik reagiert unter anderem 
auf Brexit und die zunehmende Renitenz 
der V4-Regierungen in Mitteleuropa. Ihr 
Kerngedanke ist die Entwicklung der Euro-
zone, ohne auf Osteuropa zu warten. Es ist 
jedoch klar, dass Deutschland und Frank-
reich in Europa nicht die gleiche Rolle 
spielen und nicht die gleichen Interessen 
haben. Das Hauptaugenmerk der franzö-
sischen Bourgeoisie liegt auf der Durch-
setzung der Euro-Zone. Deutschland sieht 
sich jedoch aufgrund seiner geografischen 
Lage im Herzen Europas und der Bedeu-
tung seiner wirtschaftlichen Interessen in 
Osteuropa auch in der Verantwortung, die 
EU als Ganzes zusammenzuhalten. Auch in 
der Handelspolitik gibt es Unterschiede: 
Deutschland ist wettbewerbsfähiger und 
damit tendenziell weniger protektionis-
tisch als Frankreich.

Die EU-weite Intensivierung der Zusam-
menarbeit zwischen den Mitgliedstaaten 
hat zwangsläufig eine wichtige militäri-
sche Dimension, da Rüstung ein zentraler 
Faktor der kapitalistischen Wirtschaft ist, 
allen voran der Hightech-Sektor. Aber für 
Berlin und Paris soll die Zusammenarbeit 
der europäischen Rüstungsunternehmen 
durch eine stärkere Zusammenarbeit der 
Armeen „ergänzt“ werden. Bisher hat 
Großbritannien solche Entwicklungen im-
mer behindert. Heute ermöglicht die Per-
spektive von Brexit militärische Projekte 
wie Pesco oder die heutige deutsch-franzö-
sische Militärinitiative von Ursula von der 
Leyen und Jean-Yves Le Driand.

(…)

Die gegenwärtigen Spaltungen 
innerhalb der deutschen herr-
schenden Klasse
Aber wenn die Divergenzen in der Wirt-
schafts- und Außenpolitik nicht gravierend 
genug sind, um Spaltungen innerhalb der 
deutschen herrschenden Klasse hervor-
zurufen, so ist doch klar, dass es solche 
Spaltungen gibt. Eine erste große Spaltung 
innerhalb der Christlich-Demokratischen 
Union zwischen CDU und CSU über Mer-
kels Flüchtlingspolitik trat bereits 2015 
ein. Nach den Parlamentswahlen im Sep-
tember 2017 kam es zu einem zweiten 
großen Konflikt zwischen der Union und 
den Grünen einerseits und der FDP ande-
rerseits, der zum Scheitern des Koalitions-
projekts „Jamaika“ führte. Dies wiederum 
hat innerhalb der SPD zu einer Spaltung 
zwischen Befürwortern und Gegnern einer 
neuen Großen Koalition („GroKo“) mit 
der Union unter Merkel geführt. Für eine 
Bourgeoisie, die im vergangenen halben 
Jahrhundert so einheitlich und kohärent 
war wie kaum eine andere, sind diese Spal-
tungen in der Tat relativ dramatisch. Ihre 
wichtigste Ursache ist die unterschiedliche 
Herangehensweise an die Herausforderun-
gen einer neuen historischen Phase. Heute 
werden diese Unterschiede zu Spaltungen. 
Bis zu einem gewissen Grad sind sie auch 
zu einem Generationenkonflikt geworden. 
Auf der einen Seite gibt es diejenigen, die 
glauben, dass Kontinuität und eine „ruhige 
Hand“ die besten Möglichkeiten sind, den 
Problemen der Stunde zu begegnen. Die pro-
minenteste Vertreterin dieser „business as 
usual“-Haltung ist die Kanzlerin selbst, die 
nach den Parlamentswahlen (wo die Regie-
rungsparteien 14% ihres Stimmenanteils 
verloren haben) erklärte: „Ich sehe nicht, 
was in meiner Politik geändert werden 
müsste.“ Andererseits fordern Vertreter der 

neuen Politikergeneration wie Lindner von 
der FDP oder die Jusos („Junge Sozialisten 
in der SPD“) ein Ende des „Merkelsystems“ 
und radikale politische Veränderungen. 
Diese Kräfte verlangen massive Investiti-
onen und eine umfassende Umstrukturie-
rung des Bildungssystems, Forschung und 
Entwicklung neuer Technologien sowie 
eine neue Einwanderungsgesetzgebung 
nach kanadischem Vorbild. Vor allem aber 
wollen sie der so genannten Diktatur des 
Konsenses in der deutschen Nachkriegspo-
litik ein Ende setzen, die sie kontroverser 
gestalten wollen. Insbesondere kritisieren 
sie den politischen Stil von Angela Mer-
kel, das Programm der eigenen politischen 
Gegner zu übernehmen und damit die 
ohnehin schon kleinen Unterschiede zwi-
schen den politischen Parteien zusätzlich 
zu verwischen. Obwohl sie immer noch 
die erfahrenste und am meisten respek-
tierte politische Führerin in Europa (und 
in der „westlichen Welt“, so Barak Obama) 
ist, denken diejenigen, die sich ihr heute 
widersetzen, dass Angela Merkel mehr Teil 
des Problems der deutschen Bourgeoisie 
als Teil ihrer Lösung geworden ist. Obwohl 
ihre Einwanderungspolitik „Flüchtlinge 
willkommen“ gescheitert ist, weigert sie 
sich, dies öffentlich anzuerkennen und 
erweckt den Eindruck, dass sie sich mehr 
um ihren „Platz in der Geschichte“ als um 
die alltägliche Politik sorgt. Damit ist sie 
zu einem „roten Tuch“ für Populisten in 
Deutschland und für Regierungschefs in 
Osteuropa geworden. Merkels Vision war, 
dass die Flüchtlinge die demographischen 
Probleme Deutschlands (einer schrump-
fenden und alternden Bevölkerung) lösen 
würden. Sie orientiert sich an der Rolle 
der Vertriebenen (die Millionen von Deut-
schen, die nach dem Zweiten Weltkrieg 
aus Osteuropa vertrieben wurden) beim 
Wiederaufbau, aber auch der sogenann-
ten „Dreamer“ in den Vereinigten Staaten, 
die als „Humankapital“ gelten. Im Jahr 
2015 wurde ihre Politik von den meisten 
Arbeitgeberverbänden mit Begeisterung 
unterstützt, die erklärten, dass die deut-
sche Wirtschaft während bis zu einem 
Jahrzehnt vom Zustrom von einer Million 
(vorzugsweise) junger Menschen pro Jahr 
profitieren würde. Der Aufstieg des Rechts-
populismus hat diesen Träumen ein Ende 
gesetzt. Merkels „Willkommenspolitik“ ist 
gescheitert, obwohl etwa 80% der Bevöl-
kerung Deutschlands dafür sind. Der deut-
lichste Beweis dafür ist, dass die AfD bei 
den Parlamentswahlen 13% der abgegebe-
nen Stimmen erhielt.

Das bedeutet nicht, dass die Öffnung der 
deutschen Grenze für Flüchtlinge im Som-
mer 2015 aus Sicht der Kapitalinteressen 
ein Fehler war. Seitdem hat die Regierung 
in Athen (die nicht den Ruf hat, deutsch-
freundlich zu sein) öffentlich anerkannt, 
dass es diese Entscheidung von Angela 
Merkel war, die die Situation in Griechen-
land gerettet hat. Wäre die Flüchtlingswelle 
über den Balkan nach Griechenland zurück-
geschickt worden (wie es das „Dubliner Ab-
kommen“ normalerweise verlangt), hätte 
das wahrscheinlich zum Zusammenbruch 
der öffentlichen Ordnung und der Staats-
finanzen in Hellas geführt. Dies wiederum 
wäre das Ende des mühsam erreichten 
Bergungspakets gewesen, das dazu beige-
tragen hatte, die Spekulationen gegen den 
Euro zu stoppen. Mit anderen Worten, was 
Merkel rettete, war in erster Linie der Euro 
und das „Vertrauen der Märkte“ in die eu-
ropäische Wirtschaft. Auf dieser Ebene war 
die „Flüchtlingskrise“ von 2015 gewisser-
maßen die Fortsetzung der „Euro-Krise“ 
auf einer anderen Ebene, die mit anderen 
Mitteln bewältigt wurde.

Das Problem der AfD

Das Problem des politischen, insbesondere 
des Rechtspopulismus, ist international und 
hat sich in den letzten Jahren verschärft. 
Brexit und die Trump-Präsidentschaft 
gehörten zu den wichtigsten Faktoren der 
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untätig. Die Ausbeuter und die Militärs 
in ihrer Mitte brauchten eine Kraft, die 
der Ausbreitung dieser revolutionären 
Erhebung entgegentreten könnte. Aus der 
Erfahrung in Russland lernend, zog die 
deutsche Bourgeoisie mit den Chefs der 
Obersten Heeresleitung die Fäden. General 
Groener, oberster Boss des Militärs, berich-
tete: 

„Es gibt zur Zeit in Deutschland nach mei-
nem persönlichen Dafürhalten keine Partei, 
die Einfluss genug im Volk, insbesondere bei 
den Massen hat, um eine Regierungsgewalt 
mit der Obersten Heeresleitung wiederher-
stellen zu können. Die Rechtsparteien waren 
vollkommen verschwunden, und mit den äu-
ßersten Radikalen zu gehen war natürlich 
ausgeschlossen. Es blieb nichts übrig, als dass 
die Oberste Heeresleitung dieses Bündnis mit 
der Mehrheitssozialdemokratie schloss ... 
Wir haben uns verbündet zum Kampf gegen 
die Revolution, zum Kampf gegen den Bol-
schewismus ... An eine Wiedereinführung der 
Monarchie zu denken, war meines Erachtens 
vollkommen ausgeschlossen. Der Zweck un-
seres Bündnisses, das wir am 10. November 
abends geschlossen hatten, war die restlose 
Bekämpfung der Revolution, Wiedereinset-
zung einer geordneten Regierungsgewalt, Stüt-
zung dieser Regierungsgewalt durch die Macht 
einer Truppe und baldigste Einberufung einer 
Nationalversammlung...“ (W. Groener über 
die Vereinbarungen zwischen der Obersten 
Heeresleitung und F. Ebert vom 10. Nov. 
1918).

Damit war die SPD wieder einmal zum 
Dreh- und Angelpunkt der Politik des Kapi-
tals geworden, wie zuvor schon im August 
1914 und im weiteren Verlauf des Krieges 
- als sie sich als sicherer Pfeiler des kapita-
listischen Gerüsts erwiesen hatte.

Am 4. August 1914 hatte die parlamen-
tarische Fraktion der Sozialdemokratie mit 
ihrer rechten Führung die Interessen des 
Proletariats verraten und den Krediten für 
den imperialistischen Krieg zugestimmt. 
Trotz des heftigsten Widerstands einer 
unbeugsamen Minderheit (deren promi-
nenteste Vertreter K. Liebknecht, R. Lux-
emburg, Cl. Zetkin, O. Rühle waren und 
die sich später im Spartakusbund und als 
Linksradikale vor allem in Norddeutsch-
land und Mitteldeutschland organisiert 
hatten) hatte diese kapitalistische Führung 
den ganzen Krieg über für diesen mobili-
siert.

Aber die Opposition gegen diese Kriegs-
politik erhielt vor allem an der Basis immer 
mehr Aufschwung, insbesondere durch 
die Streiks, die von 1916-17 an Deutsch-
land in zunehmendem Maße erschütter-
ten, und infolge des Drucks der Ereignisse 
in Russland 1917. Die Opposition in der 
Partei weigerte sich, dem kapitalistischen 
Vorstand Beiträge zu zahlen, immer mehr 
SPD-Zeitungen und immer mehr Ortsver-
bände bezogen gegen den Krieg und damit 
gegen den Vorstand Stellung. Als sich die 
Mehrheitsverhältnisse innerhalb der Partei 
gegen die kapitalstreue SPD-Führung zu 
wenden begannen, schloss diese die Op-
position im April 1917 aus der Partei aus. 
Die so Ausgeschlossenen gründeten darauf 
eine neue Partei – Unabhängige Sozialde-
mokratische Partei Deutschland.

Engster Verbündeter des Kapitals wäh-
rend des Krieges waren auch die Ge-
werkschaften gewesen, die sofort nach 
Kriegsanfang ein generelles Streikverbot 
(Burgfrieden) erlassen hatten. Und wenn 
es dennoch Proteste, Streiks und Demons-
trationen gab, und deren Häufigkeit nahm 
seit dem Sommer 1916 beständig zu, dann 
wurden die kämpferischsten Arbeiter, die 
sogenannten Rädelsführer, von den Ge-
werkschaften bei den Behörden denunziert, 
welche diese oft zwangsrekrutierten und 
als Kanonenfutter an die Front zum Ab-
schlachten schickten. Hier hatten die Ge-
werkschaften zum ersten Mal unter Beweis 
stellen können, dass diese mit dem Eintritt 

des Kapitalismus in seine Dekadenz zu 
staatstragenden Organen, zur eigentlichen 
Polizei im Betrieb geworden waren. Da-
mit trat nun mit diesem Bündnis aus SPD, 
Gewerkschaften und den höchsten Stellen 
des Militärs im Hintergrund den Arbeitern 
ein mächtiges Bollwerk entgegen, das sich 
schon im Krieg für die Verteidigung der In-
teressen des Kapitals bewährt hatte.

Der Deckmantel der 
„Einigkeit“ soll die Klassenge-
gensätze übertünchen
Um nicht den gleichen Fehler wie die Herr-
schenden in Russland zu begehen – dort 
hatte die bürgerliche provisorische Regie-
rung nach dem Sturz des Zaren im Februar 
1917 den imperialistischen Krieg weiter-
geführt und damit den erbitterten Wider-
stand der Arbeiter, Soldaten und Bauern 
auf sich gezogen, die Widersprüche auf die 
Spitze getrieben und unbeabsichtigt den 
Boden für die Oktoberrevolution bereitet –, 
reagierte die Kapitalistenklasse in Deutsch-
land schnell und weitsichtiger: am 9. 
November wurde der Kaiser aus dem Ver-
kehr gezogen und ins Ausland geschickt, 
am 11. November der Waffenstillstand 
vereinbart, wodurch der schmerzhafteste 
Dorn aus dem Fleisch der Arbeiterklasse 
gezogen und der erste Anlass des Wider-
standes der revoltierenden Soldaten bei-
seite geschafft war. Damit gelang es den 
Kapitalisten in Deutschland, der Bewegung 
frühzeitig Wind aus den Segeln zu nehmen. 
Aber neben der Absetzung des Kaisers und 
dem Abschluss des Waffenstillstandes war 
die Übergabe der Regierungsgeschäfte an 
die SPD ein entscheidender Schritt zur Ein-
dämmung der Kämpfe.

Am 9. November bildeten drei SPD-Füh-
rer (Ebert, Scheidemann, Landsberg) zu-
sammen mit drei USPD-Führern den Rat 
der Volksbeauftragten, die bürgerliche 
Regierung in treuen Diensten des Kapi-
tals. Diese selbsternannte (bürgerliche) 
Regierung kam nur gegen den Widerstand 
der Spartakisten und anderer bewusster 
USPD-Mitglieder zustande, denn vielen 
war klar, dass die SPD als Speerspitze 
gegen die Revolution wirkte. „Der Regie-
rungssozialismus stellt sich mit seinem jet-
zigen Eintritt in die Regierung als Retter des 
Kapitalismus der kommenden proletarischen 
Revolution in den Weg. Die proletarische Reo-
lution wird über seine Leiche hinwegschrei-
ten“, hatte R. Luxemburg in den Spartakus-
briefen schon im Oktober 1918 gewarnt. 
Und auch jetzt, am 10. November, schrieb 
die Rote Fahne, Zeitung der Spartakisten: 
„Vier Jahre haben die Scheidemänner, die Re-
gierungssozialisten, euch durch die Schrecken 
eines Krieges gejagt, haben euch gesagt, man 
müsse das „Vaterland“ verteidigen, wo es sich 
nur um die nackten Raubinteressen des Impe-
rialismus handelte. – Jetzt, da der deutsche 
Imperialismus zusammenbricht, suchen sie für 
die Bourgeoisie zu retten, was noch zu retten 
ist und suchen die revolutionäre Energie der 
Massen zu ersticken. Es darf kein „Scheide-
mann“ mehr in der Regierung sitzen; es darf 
kein Sozialist in die Regierung eintreten, so-
lange ein Regierungsozialist noch in ihr sitzt. 
Es gibt keine Gemeinschaft mit denen, die 
euch vier Jahre lang verraten haben. Nieder 
mit dem Kapitalismus und seinen Agenten!“ 
Während im Laufe des Krieges immer mehr 
Arbeiter angefangen hatten, die wahre 
Rolle der Mehrheitssozialdemokratie zu 
durchschauen, und es in jeder revolutio-
nären Situation von entscheidender Bedeu-
tung ist, dass sich die Klassengegensätze 
zunehmend polarisieren und die Gegner 
eindeutig erkennbar sind, versuchte die 
SPD diese Gegensätze, die wahren Fronten 
zu verdecken. So zog jetzt die SPD mit der 
Parole in den Kampf:

„Es darf keinen Bruderkampf geben ... 
Wenn Gruppe gegen Gruppe, Sekte gegen 
Sekte arbeitet, dann entsteht das russische 
Chaos, der allgemeine Niedergang, das Elend 
statt des Glückes ... Soll nun der Welt nach 

solchem herrlichen Triumph [der Absetzung 
des Kaisers und der Zustimmung der rechten 
USPD-Führung zur Bildung einer gemeinsa-
men, paritätisch besetzten bürgerlichen Regie-
rung mit der SPD] das Schauspiel einer Selbst-
zerfleischung der Arbeiterschaft in sinnlosem 
Bruderkampf geboten werden? Der gestrige 
Tag hat in der Arbeiterschaft das Gefühl für 
die Notwendigkeit innerer Einheit hoch em-
porlodern lassen! Aus fast allen Städten ... 
hören wir, dass alte Partei und Unabhängige 
sich am Tage der Revolution wieder zusam-
mengefunden und zu der alten geschlosse-
nen Partei geeint haben. … Und wenn auch 
noch soviel Verbitterung sich eingefressen hat, 
wenn auch der eine Teil dem anderen man-
ches aus der Vergangenheit vorwirft, und um-
gekehrt, ein Tag wie der gestrige ist groß und 
überwältigend genug, um all das vergessen zu 
machen. Das Versöhnungswerk darf nicht an 
einigen Verbitterten scheitern, deren Charak-
ter nicht stark genug ist, um alten Groll über-
winden und vergessen zu machen.... Die Bru-
derhand liegt offen – schlagt ein!“ (Vorwärts, 
10.11.1918)

Der Vorwärts war an diesem Tag die Zei-
tung, die sich jeder Arbeiter zu verschaffen 
suchte. War bis dahin alles, was aus den 
Reihen der SPD stammte, mit Misstrauen 
aufgenommen worden, schaffte die SPD es 
nun mit dieser Demagogie, den Klassengra-
ben zwischen ihr und der Arbeiterklasse zu 
übertünchen; die ganze Kriegspolitik, der 
Burgfrieden mit der Bourgeoisie, mit ihren 
Wirkungen auf die Lage der Arbeiter, alles 
was die Arbeiter bis aufs Blut gereizt hatte, 
wollte sie vergessen machen; und viele Ar-
beiter gingen ihr dabei auf den Leim. So 
hatte sie mit dieser Vorgehensweise Erfolg 
bei der ersten Vollversammlung der Ber-
liner Arbeiter- und Soldatenräte am 10. 
November. „‘Wir kennen keine verschiede-
nen sozialistischen Parteien mehr, wir ken-
nen nur noch Sozialisten.‘ Die Flagge eines 
neuen Burgfriedens ist gehisst; fanatischer 
Hass wird gesät gegen jeden, der sich dem 
neuen Einigkeitstaumel entgegenwirft. Die 
lautesten Rufer nach Einigkeit ... finden ein 
hallendes Echo vor allem unter den Solda-
ten. Kein Wunder. Bei weitem nicht alle 
Soldaten sind Proletarier; und Belagerungs-
zustand, Zensur, amtliche Propaganda und 
Stampferei waren nicht wirkungslos. Die 
Masse der Soldaten ist revolutionär gegen 
den Militarismus, gegen den Krieg und die 
offenkundigen Repräsentanten des Impe-
rialismus; im Verhältnis zum Sozialismus 
ist sie noch zwiespältig, schwankend, un-
ausgegoren. Ein großer Teil der proletari-
schen Soldaten wie der Arbeiter ... wähnt, 
die Revolution sei vollbracht, nun gelte es 
nur noch den Frieden und die Demobilisa-
tion [zu verwirklichen]. Sie wollen Ruhe 
nach langer Qual ... Aber nicht jede „Einig-
keit“ macht stark. Einigkeit zwischen Wolf 
und Lamm liefert das Lamm dem Wolfe 
zum Fraß; Einigkeit zwischen Proletariat 
und herrschenden Klassen opfert das Pro-
letariat, Einigkeit mit Verrätern bedeutet 
Niederlage. Nur gleichgerichtete Kräfte 
stärken sich durch Vereinigung; einander 
widerstrebende Kräfte zusammenzuketten 
heißt sie lähmen ... Zerstreuung des Ei-
nigkeitsphrasennebels, Bloßstellung aller 
Halbheit und Lauheit, Entlarvung aller fal-
schen Freunde der Arbeiterklasse ist dann 
das erste Gebot - heute mehr als je.“ So 
beschrieb Liebknecht im Namen der Spar-
takisten die Lage und die Aufgaben in der 
Roten Fahne vom 19. November 1918. Mit 
dieser Taktik des Einigkeitsrummels trat 
der Rat der Volksbeauftragten gegenüber 
der Vollversammlung der Berliner Arbei-
ter- und Soldatenräte auf. Weil die bür-
gerliche Regierung unter dem Deckmantel 
des Rates der Volksbeauftragten zwischen 
SPD und USPD paritätisch besetzt war, 
bestand sie auf einer paritätischen Zusam-
mensetzung der Leitung des Berliner A.- 
und S.-Rates (Vollzugsrat). Auch schaffte 
sie es, sich von dieser Vollversammlung 
ein „Mandat“ als provisorische Regierung 
geben zu lassen, um so ihr konterrevoluti-

onäres Treiben „demokratisch legitimiert“ 
fortzusetzen.

Aber nach „der Beendigung des Weltkriegs 
und der Beseitigung der augenfälligsten poli-
tischen Vertreter des Systems, das zum Krieg 
geführt hat, darf das Proletariat sich nicht 
mit diesem Ergebnis begnügen. Es geht um 
die Aufhebung der kapitalistischen Klassen-
herrschaft, die Befreiung der Arbeiterklasse 
überhaupt.“ (Liebknecht, 28.11.1918) Hier 
zeichneten sich all die Schwierigkeiten der 
Arbeiterklasse ab, das Ziel der Bewegung 
klar zu erkennen und damit auch die Täu-
schungs- und Betrugsmanöver der SPD zu 
durchschauen. „Man kann nicht erwarten, 
wenn man auf dem Boden historischer Ent-
wicklung steht, dass man in dem Deutschland, 
das das furchtbare Bild des 4. August und der 
vier Jahre darauf geboten hat, plötzlich am 
9. November 1918 eine großartige, klassen- 
und zielbewusste Revolution erlebt, - und was 
wir am 9. November 1918 erlebt haben, war 
zu drei Vierteln mehr Zusammenbruch des be-
stehenden Imperialismus als Sieg eines neuen 
Prinzips. Es war einfach der Moment gekom-
men, wo der Imperialismus wie ein Koloss auf 
tönernen Füßen, innerlich morsch, zusam-
menbrechen musste, und was darauf folgte, 
war eine mehr oder weniger chaotische, pl-
anlose, sehr wenig bewusste Bewegung, in der 
das einigende Band und das bleibende, das 
rettende Prinzip nur in der Losung zusammen-
gefasst war: die Bildung der Arbeiter- und Sol-
datenräte“ (Gründungsparteitag der KPD 
1918/19).

Nur die Arbeiterklasse konnte 
den Krieg beenden
Mit ihren Erhebungen Anfang November 
1918 hatte die Arbeiterklasse in Deutsch-
land nach dem revolutionären Aufstand 
in Russland den Weltkrieg schließlich zu 
Ende gebracht. Der Aufstand eines zent-
ralen Teils der Arbeiterklasse war nötig 
gewesen, um die Bourgeoisie zur Beendi-
gung des Krieges zu zwingen. Der unbeug-
same Widerstand der revolutionären Min-
derheit - allen voran die Spartakisten an 
ihrer Spitze - hatte seine Früchte getragen, 
denn nur dieser heldenhafte Kampf hatte 
der Arbeiterklasse den Weg zur Beendi-
gung des Kriegs gezeigt. Die Einkerkerung 
R. Luxemburgs kurz nach Kriegsbeginn, um 
sie mundtot zu machen, selbst die Festungs-
haft im Zuchthaus für K. Liebknecht hatten 
diese bekanntesten Stimmen der Arbeiter-
klasse nicht zum Schweigen gebracht, son-
dern nur noch mehr die Widerstandskraft 
der Arbeiter gegen den Krieg angespornt. 
So streikten und demonstrierten beispiels-
weise im Juni 1916 55.000 Arbeiter allein 
in Berlin gegen den imperialistischen Krieg 
und die Verurteilung K. Liebknechts. Wie 
schon in Russland war es in Deutschland 
ebensowenig der Pazifismus gewesen, der 
den Krieg zu Ende brachte, sondern nur der 
Klassenkampf des Proletariats. Und dies ist 
das große Verdienst der Arbeiterklasse, 
den Beweis angetreten zu haben, dass sie 
die große Barriere gegen den Krieg ist und 
die einzige Kraft, um ihn zu beenden. Und 
bei dieser Umwandlung des imperialisti-
schen Kriegs in einen Klassenkrieg war die 
Arbeiterklasse gezwungen, einen Sturm-
lauf gegen den Staat und seine ihn vertei-
digenden Kräfte anzutreten. Während es 
der Arbeiterklasse in Russland gelungen 
war, die Regierung zu stürzen und die 
Macht zu ergreifen, stieß das Proletariat in 
Deutschland auf ungleich größere Hinder-
nisse. Nicht nur hatte es hier mit einer viel 
intelligenteren und mächtigeren Bourgeoi-
sie zu tun, sondern es befand sich auch in 
einer neuen historischen Situation, wo es 
die Konsequenzen des Eintritts des Kapita-
lismus in seinen Zeitraum der Dekadenz zu 
begreifen hatte. 

Dino, November 1998
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neuen Virulenz dieses Problems. Jetzt hat 
sie Deutschland in überwältigender Weise 
erreicht. Die „Alternative für Deutschland“ 
ist bei weitem nicht der einzige, aber der-
zeit wichtigste Ausdruck dieser Entwick-
lung, die mit der Erosion der politischen 
Glaubwürdigkeit der „Establishment“ Par-
teien einhergeht.

Franz-Josef Strauß, der Vorsitzende 
der bayerischen CSU von den 1960er bis 
1980er Jahren, formulierte folgende Stra-
tegie der deutschen Christdemokraten: die 
Verhinderung der Gründung einer Partei 
im Parlament zur Rechten der Union. Die 
rechte Partei, die die Christdemokraten da-
mals aus dem Bundestag ausschließen woll-
ten, war die neonazistische NPD. Und es ist 
gelungen. Heute etabliert sich eine rechts-
populistische Partei im Parlament, und ins-
besondere die CSU macht Angela Merkel 
dafür verantwortlich. Der Aufstieg einer 
Fraktion zu ihrer Rechten ist ein schwerer 
Schlag für die Union, nicht zuletzt, weil er 
die absolute Mehrheit der CSU in Bayern 
gefährdet. Für die deutsche Bourgeoisie als 
Ganzes ist es aber nicht unbedingt ein gro-
ßer Rückschlag. Es ist offensichtlich, dass 
eine weitere parlamentarische Kraft die 
Regierungsbildung erschwert. (�)

Trotz aller Schwierigkeiten wäre die 
deutsche Bourgeoisie in der Lage, mit einer 
sechsten Partei zurechtzukommen, mit ei-
ner nationalen konservativen Partei auf der 
rechten Seite der Union. Und trotz Verhält-
niswahl ist es ihr in den letzten Jahrzehnten 
immer gelungen, die NPD aus dem Parla-
ment herauszuhalten. Das Problem mit der 
AfD ist, dass sie weder eine traditionelle 
konservative noch eine neonazistische Par-
tei ist. Es ist eine Mischung aus beidem. Die 
Politik der etablierten Parteien im Bundes-
tag ist klar: Es sollte keine Macht- und Pri-
vilegienteilung mit einer Partei geben, die 
Neonazis in ihren Reihen beherbergt. Diese 
Politik des Ausschlusses ist ein Angebot an 
die AfD: Sie sind auf dem Staatsbankett will-
kommen, wenn Sie Ihre Neonazis loswerden. 
Bis jetzt waren die Ergebnisse dieser Politik 
von Zuckerbrot und Peitsche jedoch dürftig. 
Obwohl Frauke Petry, einst die Vorsitzende 
der AfD, die ein Direktmandat in Sachsen 
gewann, ihre Partei unmittelbar nach den 
Parlamentswahlen verließ, folgten nur we-
nige ihrem Beispiel. Dies wiederum veran-
schaulicht das gegenwärtige Dilemma der 
Bourgeoisie. Das Geheimnis des Erfolgs der 
zeitgenössischen populistischen Parteien ist 
gerade ihre Mischung aus national-konser-
vativen und rechtsradikalen Positionen. Wir 
befinden uns nicht in den 1930er Jahren, 
in der Zeit der radikalen Niederlage der 
Arbeiterbewegung und der unmittelbaren 
Vorbereitung auf den Weltkrieg. Faschis-
tische Massenbewegungen stehen derzeit 
nicht auf der Tagesordnung. Gleichzeitig 
stellt der heutige Populismus etwas Neues 
in Bezug auf die Jahrzehnte nach 1968 dar. 
Er ist nicht nur eine weitere Variante von 
Nationalismus und Konservatismus. In den 
Teilen der Bevölkerung, die er direkt be-
einflusst, reitet er auf der Welle des Hasses. 
Eines Hasses, der sich nur scheinbar gegen 
die etablierten „Eliten“ richtet. Die Skan-
dale, die der Populismus erzeugt und von 
denen er lebt, enthalten immer den Hinweis 
und damit das Versprechen zukünftiger 
Pogrome, nicht gegen die Eliten, sondern 
gegen viel verletzlichere Opfer. Neben der 
Heiligkeit des Privateigentums bleibt in den 
alten kapitalistischen „Demokratien“ vor 
allem das Tabu gegen Rassismus. Deshalb 
sind die heutigen Rechtspopulisten „nicht 
rassistisch“, können aber auch nicht ohne 
Rassismus auskommen.

Die AfD begann als konservative neoli-
berale Protestpartei gegen die griechischen 
und europäischen Rettungsaktionen, die 
als Ausverkauf deutscher Interessen durch 
Christdemokraten und Liberale angesehen 
wurden. Die Rolle der selbständigen Hand-

werker, der Familienunternehmen und der 
kleinen Unternehmen, die für den Binnen-
markt arbeiten und die ausländische Kon-
kurrenz fürchten, war beträchtlich. Doch 
die „Flüchtlingskrise“ und Protestbewe-
gungen wie Pegida haben sie schnell in eine 
fremdenfeindliche Partei verwandelt. Auf 
wirtschaftspolitischer Ebene präsentiert 
sich einer seiner Flügel nun als Verteidiger 
des „Wohlfahrtsstaates“ gegen die „Globa-
lisierung“. (�) Seine Weltsicht basiert auf 
Verschwörungstheorien, wie der Idee, dass 
Merkel und die „Globalisierer“ die „euro-
päischen Nationen“, die als Haupthinder-
nisse für die „planetarische Herrschaft des 
Finanzkapitals“ dargestellt werden, ver-
wässern und schließlich liquidieren wol-
len. Während Schröders „Agendapolitik“ 
verurteilt wird, sind für dieses Milieu die 
Hauptfeinde des „Wohlfahrtsstaates“ die 
Flüchtlinge und Migranten. Diese Art von 
Rechtspopulismus ist derzeit typisch für 
die Länder Nordeuropas (in Skandinavien, 
der Schweiz oder Österreich ist die Situa-
tion ähnlich), wo der „Wohlfahrtsstaat“ 
einen öffentlicheren, Hegel würde sagen 
eher „abstrakten“ Charakter hat. (�)

In Ländern wie Deutschland sind die 
Migranten das Ziel eines (�) Hasses, der sie 
vor allem als Konkurrenten von „Sozialleis-
tungen“ sehen will. So scheint zum Beispiel 
gegenwärtig in Cottbus, der zweitgrößten 
Stadt des ostdeutschen Bundeslandes Bran-
denburg, nur eine starke Polizeipräsenz die 
Entwicklung einer Pogrom-Situation zu 
verhindern. Cottbus, eine Stadt mit einer 
(sehr proletarischen) Bevölkerung von rund 
100.000 Einwohnern, galt noch vor weni-
gen Jahren als Vorbild für eine erfolgreiche 
Integration von Flüchtlingen, die zur Revi-
talisierung des Ortes beigetragen hatten.

Mit dem Aufstieg der AfD haben die Geis-
ter der Vergangenheit, die die deutsche 
Bourgeoisie zumindest teilweise hinter 
sich gelassen zu haben schien, sie wieder 
eingeholt. In der heutigen Bundesrepublik 
erhielt die Kapitulation vom Mai 1945 den 
Titel „die Stunde Null“. Es war die My-
thologie des Neuanfangs. In Wirklichkeit 
wurde das „Wunder“ der Nachkriegszeit 
(mit wenigen Ausnahmen) unter der Herr-
schaft der ehemaligen Nazis vollbracht, 
die den Kampf der amerikanisch geführten 
„freien Welt“ als direkte Fortsetzung des 
Hitler-Kreuzzugs gegen den „Bolschewis-
mus“ sahen. Erst als eine neue Generation 
der Bourgeoisie an die Macht kam, entwi-
ckelte Deutschland die Politik der eindeu-
tigen Verurteilung seiner nationalsozialis-
tischen Vergangenheit - eine Haltung, die 
ihm weltweit viel Anerkennung und Po-
pularität eingebracht hat. In Deutschland, 
dem Land des Holocaust, ist das Flirten mit 
der Nazi-Terminologie, ihren historischen 
Bezügen und Symbolen ein noch probate-
res Mittel als in anderen Ländern für po-
litische Zerstörer und Hasardeure, um die 
herrschenden Eliten zu stören und zu er-
pressen.

(…)

Die Situation des proletari-
schen Kampfes
Deutschland hat in den vergangenen Mona-
ten eine Reihe von Arbeiterkämpfen erlebt. 
Es gab Protestdemonstrationen von Stahlar-
beitern (Thyssen-Krupp), die eine Ver-
schlechterung der Bedingungen bei einer 
möglichen Fusion mit Tata befürchteten. 
In jüngster Zeit haben Siemens-Mitarbeiter 
in mehreren Städten gegen Werkschließun-
gen und den Verlust von 4000 Arbeitsplät-
zen demonstriert. Auch die Mitarbeiter von 
Ryanair streiken (nicht nur in Deutschland). 
Die IG Metall hat zum Zeitpunkt des Schrei-
bens dieses Berichts Zehntausende von 
Arbeitern zu Aktionen aufgerufen, in denen 
sie höhere Löhne und die Möglichkeit einer 
befristeten Arbeitszeitverkürzung mit einem 
gewissen Lohnausgleich fordern. Solche 
Manifestationen der Unzufriedenheit der 

Klasse sind nicht überraschend. Zur Zeit der 
„Finanzkrise“ haben wir geschrieben, dass 
es wahrscheinlich weniger Arbeitskämpfe 
geben wird, da es angesichts von Fabrik-
schließungen und rasch steigender Arbeits-
losigkeit schwieriger ist, in den Streik zu 
treten. In diesem Sinne ist der gegenwärtige 
Zeitpunkt der wirtschaftlichen Expansion 
und des Arbeitskräftemangels für die Arbei-
ter_innen viel günstiger, um ihre Forderun-
gen durchzusetzen. Es wäre falsch, darin 
erste Anzeichen des Beginns des Endes des 
weltweiten Rückgangs in Klassenkampf, 
Klassenidentität und Klassenbewusstsein 
nach dem sogenannten „Zusammenbruch 
des Kommunismus“ 1989 zu sehen. Im 
Gegenteil, dieser Rückgang setzt sich nicht 
nur fort, sondern vertieft sich. Die Tatsa-
che, dass in Spanien in den letzten Mona-
ten Hunderttausende von Menschen, viele 
von ihnen Arbeiter_innen, hinter den Natio-
nalflaggen Kataloniens oder Spaniens (oder 
von beiden!) auf die Straße gegangen sind, 
ist eine dramatische Bestätigung dafür.

(…)
Ein weiteres Beispiel für die gegenwärti-

gen Schwierigkeiten des Proletariats ist der 
Kampf gegen die Entlassungen bei Siemens. 
Proteste fanden unter anderem in Görlitz, 
Leipzig, Dessau und Berlin statt. Görlitz ist 
besonders betroffen, da Bombardier dort 
auch ein Werk geschlossen hat. Vor kurzem 
fand eine Demonstration mit 7000 Teil-
nehmern statt - die größte in der Stadt seit 
1989. Seit einiger Zeit fordern die Arbei-
ter_innen dort, dass der Siemens-Chef Joe 
Kaeser persönlich erscheint, um ihre Fragen 
zu beantworten. Er war sehr zurückhaltend, 
aber als er schließlich kam, sagte er, er sei 

„angenehm überrascht“, dass „seine Mitar-
beiter“ keineswegs unrealistische Forderun-
gen wie die Fortsetzung der Produktion von 
Gasturbinen, die niemand kaufen wird, auf-
werfen würden. Stattdessen versuchten sie 
ihn davon zu überzeugen, wie wertvoll sie 
für Siemens aufgrund ihrer Erfahrung, ihres 
Könnens und ihrer „Motivation“ sein kön-
nen. Er verkündete, wie „tief beeindruckt“ 
er von ihren Argumenten gewesen sei, und 
versprach, alle Möglichkeiten zu prüfen, 
die „Görlitz helfen“ könnten. Wie viel Wert 
seine Versprechungen haben, zeigte sich 
bald darauf in Davos, wo er neben Donald 
Trump die Entwicklung der nächsten Ge-
neration von Siemens-Gasturbinen in den 
USA ankündigte. Siemens hat im vergange-
nen Jahr einen Gewinn von 6,2 Milliarden 
Euro erzielt. Neben dem Abbau von 4000 
Arbeitsplätzen in diesem Jahr will Siemens 
in Deutschland 10.000 neue schaffen. Wer 
weiß, vielleicht gehen einige dieser Jobs 
sogar nach Görlitz. Aber was diese ganze 
Tragikomödie vor allem illustriert, ist das 
gegenwärtige Dilemma des Proletariats. 
Ohne die geringste Hoffnung, den Kapita-
lismus in Frage stellen zu können, wird es 
für die „wirtschaftlichen“ Kämpfe gegen 
Ausbeutung schwieriger, sich zu entwickeln 
und vor allem auf einem Klassenterrain zu 
bleiben, um die Fallstricke einer bürger-
lichen Politisierung zu vermeiden. Die Si-
tuation erfordert daher eine proletarische 
Politisierung der Arbeiterkämpfe. Um den 
gegenwärtigen Rückzug des Proletariats 
zu stoppen, ist auch eine Entwicklung der 
politischen und theoretischen Dimensionen 
seines Kampfes erforderlich.

Weltrevolution, 01.02.2018
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UNSERE POSITIONEN:

– Seit dem 1. Weltkrieg ist der Kapitalismus ein dekadentes 
gesellschaftliches System. Zweimal hat er die Menschheit 
in einen barbarischen Zyklus von Krise, Weltkrieg, Wieder-
aufbau, neue Krise gestürzt. In den 80er Jahren ist er in 
die letzte Phase seines Niedergangs eingetreten – die seines 
Zerfalls. Gegenüber diesem unwiderruflichen historischen 
Abstieg gibt es nur eine Alternative: Sozialismus oder Bar-
barei, kommunistische Weltrevolution oder Zerstörung der 
Menschheit.
– Die Pariser Kommune von 1871 war der erste Versuch des 
Proletariats, diese Revolution durchzuführen. Dies geschah 
jedoch zu einem Zeitraum, als die Bedingungen dafür noch 
nicht reif waren. Nachdem diese Bedingungen aber mit 
dem Eintritt des Kapitalismus in seine Dekadenz geschaffen 
waren, stellte die Oktoberrevolution 1917 in Russland den 
ersten Schritt einer echten kommunistischen Weltrevolu-
tion innerhalb einer internationalen Welle von revolutio-
nären Kämpfen dar, die den imperialistischen Weltkrieg zu 
Ende brachte und mehrere Jahre fortdauerte. Das Scheitern 
dieser revolutionären Welle, insbesondere in Deutschland 
von 1919–23 führte dazu, dass die Revolution in Russland 
isoliert blieb und schnell entartete. Der Stalinismus war 
nicht das Ergebnis der russischen Revolution, sondern ihr 
Totengräber.
– Die staatlichen Regime, die unter der Bezeichnung „sozia-
listisch“ oder „kommunistisch“ in der UdSSR, in Osteuropa, 
China, Kuba usw. entstanden waren, waren nur besonders 
brutale Formen einer weltweiten Tendenz zum Staatskapi-
talismus, die typisch ist für die Niedergangsphase des Kapi-
talismus.
– Seit dem Anfang des 20. Jahrhunderts sind alle Kriege 
imperialistische Kriege in einem Todeskampf zwischen gro-
ßen oder kleinen Staaten gewesen, um eine internationale 
Stellung zu erobern oder zu erhalten. Diese Kriege haben 
der Menschheit nur Tod und Zerstörung in einem immer 

größeren Ausmaß gebracht. Die Arbeiterklasse muss dem 
ihre internationale Solidarität und den Kampf gegen die 
Bourgeoisie in allen Ländern entgegensetzen.
– All die Ideologien der „nationalen Unabhängigkeit“, des 
„Selbstbestimmungsrechts der Völker“, unabhängig davon, 
ob sie unter einem ethnischen, historischen, religiösen oder 
sonstigen Vorwand verteidigt werden, sind für die Arbeiter 
ein wahres Gift. Indem sie für die eine oder andere Frak-
tion der Bourgeoisie Partei ergreifen sollen, werden so die 
Arbeiter gegeneinander aufgehetzt und dazu getrieben, sich 
im Interesse der Ausbeuter in den Kriegen zwischen diesen 
gegenseitig abzuschlachten.
– Im dekadenten Kapitalismus sind das Parlament und die 
Wahlen zu einer einzigen Heuchelei geworden. Jeder Auf-
ruf zur Beteiligung am Wahlzirkus kann nur die Wirkung 
der Lügen verstärken, mit der die Wahlen als eine „echte 
Alternative“ für die Ausgebeuteten darstellt werden. Die 
Demokratie, die eine besonders heuchlerische Herr schafts-
form der Bourgeoisie ist, unterscheidet sich im Grunde 
nicht von den anderen Formen der kapitalistischen Herr-
schaft, dem Stalinismus und dem Faschismus.
– Die Fraktionen der Bourgeoisie sind alle gleich reaktio-
när. Alle sog. „sozialistischen“, „kommunistischen“ Arbei-
terparteien (jetzt die früheren „Kommunisten“), die Organi-
sationen der extremen Linken (Trotzkisten, Maoisten, und 
ExMaoisten, offizielle Anarchisten) stellen den linken Flü-
gel des politischen Apparates des Kapitals dar. All die Tak
tiken der „Volksfront“, der „antifaschistischen“ Front und 
der „Einheitsfront“, die die Interessen des Proletariats mit 
denen einer Fraktion der Bourgeoisie zusammenbringen 
wollen, dienen nur dazu, dass der Kampf der Arbeiterklasse 
kontrol liert und in Sackgassen gelenkt wird.
– Mit dem Eintritt des Kapitalismus in seine Dekadenz sind 
die Gewerkschaften überall zu Organen der kapitalisti-
schen Ordnung innerhalb der Arbeiterklasse geworden. Die 
gewerkschaftlichen Organisationsformen, ob die „offiziel-
len“ oder die „Basisgewerkschaften“, dienen nur dazu, die 

Arbeiterklasse zu kontrollieren und ihre Kämpfe zu sabo-
tieren.
– Um ihre Kämpfe erfolgreich durchzuführen, muss die 
Arbeiterklasse ihre Kämpfe zusammenschließen, indem sie 
deren Ausdehnung und Organisierung selbst in die Hand 
nimmt. Dies geschieht mittels selbständiger Vollversamm-
lungen und Komitees von Delegierten, die jeweils jederzeit 
von diesen Versammlungen gewählt und abgewählt werden 
können.
– Der Terrorismus ist in keiner Hinsicht ein Mittel des 
Kampfes der Arbeiterklasse. Als Ausdruck der geschichtlich 
zukunftslosen gesellschaftlichen Schichten und des Zerfalls 
des Kleinbürgertums liefert der Terrorismus, wenn er nicht 
direkt ein Mittel des ständigen Krieges zwischen den Staa-
ten ist, immer einen Nährboden für die Manipulationen der 
Bourgeoisie. Indem er für die geheimen Aktionen von klei-
nen Minderheiten eintritt, steht er im totalen Gegensatz zur 
Klassengewalt, die sich auf Handlungen einer bewussten 
und organisierten Masse des Proletariats stützt.
– Die Arbeiterklasse ist die einzige Klasse, die da zu in der 
Lage ist, die kommunistische Revolution durchzuführen. 
Der revolutionäre Kampf führt die Arbeiterklasse notwen-
digerweise zu einer Konfrontation mit dem kapitalistischen 
Staat. Um den Kapitalismus zu zerstören, muss die Arbei-
terklasse alle Staaten zerstören und die Diktatur der Arbei-
terklasse auf Weltebene errichten: die internationale Macht 
der Arbeiterräte, die das gesamte Proletariat umfassen.
– Die kommunistische Umwandlung der Gesellschaft durch 
die Arbeiterräte bedeutet weder „Selbstverwaltung“ noch 
„Verstaatlichung“ der Wirtschaft. Der Kommunismus erfor-
dert die bewusste Abschaffung der kapitalistischen Gesell 
schaftsverhältnisse durch die Arbeiterklasse: die Lohnar-
beit, die Warenproduktion, die Landesgrenzen. Dazu muss 
eine Weltgemeinschaft errichtet werden, deren ganze Akti-
vitäten auf die volle Befriedigung der menschlichen Bedürf-
nisse ausgerichtet sind.
– Die revolutionäre politische Organisation stellt die Avant-

garde des Proletariats, den aktiven Faktor des Prozesses der 
Generalisierung des Bewusstseins innerhalb des Proleta-
riats dar. Ihre Rolle besteht weder in der „Organisierung 
der Arbeiterklasse“ noch in der „Übernahme der Macht“ 
in ihrem Namen, sondern aktiv an der Vereinigung der 
Kämpfe mitzuwirken, dass die Arbeiter die Kämpfe selbst 
in die Hand nehmen und eine revolutionäre politische Ori-
entierung für den Kampf des Proletariats aufgezeigt wird.

UNSERE AKTIVITÄT
– Die theoretische und politische Klärung der Ziele und Mit-
tel des Kampfes des Proletariats, seiner geschichtlichen und 
unmittelbaren Bedingungen.
– Die organisierte, vereinigte und auf internationaler Ebene 
zentralisierte Intervention, um zum Prozess beizutragen, 
der zu revolutionären Handlungen der Arbeiterklasse führt.
– Die Umgruppierung der Revolutionäre im Hinblick auf 
die Schaffung einer wirklichen kommunistischen Weltpar-
tei, die unabdingbar ist für die Abschaffung der kapitalisti-
schen Herrschaft und die Entwicklung hin zur kommunisti-
schen Gesellschaft.

UNSER URSPRUNG
– Die Positionen der revolutionären Organisationen und 
ihre Aktivitäten sind das Ergebnis der vorherigen Erfah-
rungen der Arbeiterklasse und der Lehren, die diese poli-
tischen Organisationen aus der Geschichte gezogen haben. 
So beruft sich die IKS auf die Errungenschaften, die nach-
einander erbracht wurden vom Bund der Kommunisten 
(1847–52) um Marx und Engels, den drei Internationalen 
(Internationale Arbeiterassoziation 1864–72, Sozialistische 
Internationale 1889–1914, Kommunistische Internationale 
1919–1928), den Linkskommunistischen Fraktionen, die in 
den 20er und 30er Jahren aus der Dritten Internationale 
während ihres Niedergangs hervorgegangen waren, insbe-
sondere der Deutschen, Holländischen und Italienischen 
Linken.
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1918: Novemberrevolution Deutschland:

Das Proletariat bringt den Krieg zu Ende
Wir legen hier einen Artikel neu 
auf, den wir vor 20 Jahren – 
zum 80. Jahrestag der Novem-
berrevolution 1918 geschrieben 
und in Weltrevolution Nr. 91 
abgedruckt haben. Damit diese 
für unsere Klasse wesentlichen 
Ereignisse nicht vergessen ge-
hen und wir die Lehren aus den 
Stärken und Schwächen ziehen 
können, werden wir in unseren 
Publikationen – insbesondere 
online – in den verschiedenen 
Sprachen in nächster Zeit wei-
tere Artikel zur Revolution in 
Deutschland vor 100 Jahren 
veröffentlichen. Folgender Ar-
tikel also zum Auftakt.

Weltrevolution, 27. August 2018

Am 4. Nov. 1918 meuterten in Kiel an der 
deutschen Ostseeküste die Matrosen gegen 
den Befehl des Militärs, zu einer weiteren 
Seeschlacht auszulaufen.

Ein Siedepunkt der Unzufriedenheit, 
der Ablehnung des Krieges war erreicht 
worden. Nach 4 Jahren mörderischen Ab-
schlachtens mit mehr als 20 Mio. Toten, 
unzähligen Verletzten, den verlustreichen, 
zermürbenden Stellungskriegen mit ih-
ren Giftgaseinsätzen in Frankreich, der 
Ausmergelung und Aushungerung der ar-
beitenden Bevölkerung, war diese restlos 

kriegsmüde geworden und nicht mehr be-
reit, den Preis für dieses Abschlachten mit 
ihrem eigenen Leben zu zahlen. Die militä-
rische Führung dagegen wollte die Fortfüh-
rung des Krieges mit brutaler Repression 
durchsetzen und verhängte drakonische 
Strafen gegen die meuternden Matrosen.

Dagegen erhob sich sofort eine breite So-
lidarisierungswelle, deren Zündungsfunke 
von Kiel ausging und der sofort auf andere 
Städte in ganz Deutschland übersprang. 
Arbeiter traten in den Ausstand, Soldaten 
verweigerten die Befehle; sie bildeten - wie 
zuvor schon Anfang des Jahres in Berlin 
geschehen, Arbeiter- und Soldatenräte, 
die sich in Windeseile auch auf andere 
Städte ausbreiteten. Am 5./6. November 
setzten sich Hamburg, Bremen und Lübeck 
in Bewegung; Dresden, Leipzig, Magde-
burg, Frankfurt, Köln, Hannover, Stuttgart, 
Nürnberg, München befanden sich am 7. 
und 8. November in den Händen der Ar-
beiter- und Soldatenräte. Innerhalb einer 
Woche gab es keine deutsche Großstadt, in 
der nicht auch Arbeiter- und Soldatenräte 
gegründet waren. 

In dieser Anfangsphase wurde Berlin 
schnell zum Zentrum der Erhebung: dort 
strömten am 9. November unzählige Ar-
beiter und Soldaten zu Demonstrationen 
auf die Straße. Die Regierung hatte zuvor 
noch die als „zuverlässig“ bezeichneten 
Bataillone nach Berlin zum Schutz der Re-
gierung kommen lassen. Aber am Morgen 
jenes 9. November „leerten sich die Fabriken 
in unglaublich schnellen Tempo. Die Straßen 
füllten sich mit gewaltigen Menschenmassen. 
An der Peripherie, wo die größten Fabrikbe-
triebe liegen, formierten sich große Demonst-
rationszüge, die in den Mittelpunkt der Stadt 
zuströmten ... Wo sich Soldaten zeigten, be-
durfte es zumeist keiner Aufforderung, sie 

schlossen sich freiwillig den Arbeiterzügen an. 
Männer, Frauen, Soldaten, ein Volk in Waf-
fen flutete durch die Straßen den zunächst 
gelegenen Kasernen zu“ (R. Müller, Die 
Novemberrevolution, Bd. II, S. 11). Unter 
dem Übergewicht dieser auf den Straßen 
versammelten Massen wechselten die letz-
ten regierungstreuen Truppen das Lager, 
schlossen sich den Aufständischen an und 
verteilten ihre Waffen an die Arbeiter. Das 
Polizeipräsidium, die großen Zeitungsbe-
triebe, Telegraphenbüros, das Reichstags- 
und andere Regierungsgebäude – sie alle 
wurden an dem Tag von bewaffneten Ar-
beitern und Soldaten besetzt, Gefangene 
aus den Gefängnissen befreit. Viele Regie-
rungsbeamte hatten die Flucht ergriffen. 
Wenige Stunden hatten genügt, um diese 
Schaltstellen der bürgerlichen Macht zu 
besetzen. In Berlin wurde ein die Stadt 
übergreifender Rat der Arbeiter- und Sol-
datenräte gegründet: der Vollzugsrat.

Die Arbeiter in Deutschland traten damit 
in die Fußstapfen ihrer Klassenbrüder in 
Russland, die ebenfalls als eine Reaktion 
gegen den Krieg sich im Februar 1917 
schon in Arbeiter- und Soldatenräten zu-
sammengeschlossen und im Oktober 1917 
siegreich die Macht übernommen hat-
ten. Damit schickten sich die Arbeiter in 
Deutschland an, den gleichen Weg zu be-
schreiten, den Sturz des kapitalistischen 
Systems in Angriff zu nehmen: Übernahme 
der Macht durch die Arbeiter- und Sol-
datenräte, Lahmlegung des bürgerlichen 
Staatsapparates, Bildung einer Arbeiterre-
gierung ... Die Perspektive war: das Tor zur 
weltweiten Erhebung der Arbeiterklasse 
weiter aufzustoßen, nachdem in Russland 
zuvor schon die Arbeiter den ersten Schritt 
dazu getan hatten.

Mit dieser Aufstandsbewegung hatten 

die Arbeiter in Deutschland die größten 
Massenkämpfe in ihrer Geschichte in Gang 
gesetzt. All die von den Gewerkschaften 
während des Krieges geschlossenen Still-
halteabkommen, die Politik des Burg-
friedens, waren damit unter den Pauken-
schlägen des Klassenkampfes zerplatzt. 
Durch diese Erhebung hatten die Arbeiter 
die Niederwerfung vom August 1914 ab-
geschüttelt und sich wieder aufgerichtet; 
der Mythos einer durch den Reformismus 
gelähmten Arbeiterklasse in Deutschland 
war verflogen. Dabei setzten die Arbeiter 
in Deutschland ebenso die neuen typischen 
Waffen des Proletariats in dem Zeitraum 
der kapitalistischen Dekadenz ein, deren 
Gebrauch zuvor schon von den Arbeitern 
in Russland (1905 und 1917) erfolgreich 
erprobt worden war: Massenstreiks, Voll-
versammlungen, Bildung von Arbeiterrä-
ten, Massendemonstrationen, kurzum die 
Eigeninitiative der Arbeiter selbst. Neben 
dem Proletariat in Russland, das die Ka-
pitalistenklasse ein Jahr zuvor erfolgreich 
gestürzt hatte, standen die Arbeiter in 
Deutschland an der Spitze der ersten gro-
ßen internationalen, revolutionären Welle 
von Kämpfen, die aus dem Krieg hervorge-
gangen waren. In Ungarn und Osterreich 
hatten die Arbeiter 1918 sich auch schon 
erhoben und angefangen, Arbeiterräte zu 
errichten.

Die SPD - Speerspitze gegen 
das Proletariat
Aber während so auf örtlicher Ebene über-
all Herde proletarischer Aktivität entstan-
den, das Proletariat in Wallung gekommen 
war, blieb die herrschende Klasse nicht 


